
1046 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nattonalrates XVI. GP 

Nachdruck vom 21. 8.1986 

Regierungsvorlage 

Bu~desgesetz vom xx. xxxxxxxxx, mit 
dem die Uberlassung von Arbeitskräften gere-
ge~.t (Arbeitskräfteüberlassungsgesetz 
AUG) sowie das Arbeitsmarktförderungsge­
setz, das Arbeitsverfassungsgesetz und die 

Gewerbeordnung 1973 geändert werden 

Der' Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

A-r bei t ski ä f te übe rl ass u n g s g e set z 

ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 

Geltungsbereich 

§ 1. (1) Das Arbeitskräfteüberlassungsgesetz gilt 
für die Beschäftigung von Arbeitskräften, die zur 
Arbeitsleistung an Dritte überlassen werden. 

(2) Ausgenommen vom Geltungsbereich des 
Arbeitskräfteüberlassungsgesetz ist 

1. die Überlassung von Arbeitskräften durch den 
Bund, ein Land, eine Gemeinde oder einen 
Gemeindeverband ; 

2. die Überlassung von land- und forstwirt­
schaftlichen Arbeitern und Angestellten; 

3. die Überlassung von Arbeitskräften durch 
Erzeuger, Verkäufer oder Vermieter von 
technischen Anlagen oder Maschinen, wenn 
a) zur Inbetriebnahme, Wartung oder Repa­

ratur von technischen Anlagen oder 
Maschinen oder 

b) zur Einschulung von Arbeitnehmern des 
Beschäftigers 

die überlassenen Arbeitskräfte als Fachkräfte 
erforderlich sind und der Wert der Sachlei­
stung überwiegt; 

4. die Überlassung von Arbeitskräften innerhalb 
einer Arbeitsgemeinschaft oder bei der 
betrieblichen Zusammenarbeit 
a) zur Erfüllung gemeinsam übernommener 

Aufträge oder 
b) zum Zwecke des Erfahrungsaustausches, 

der Forschung, der Ausbildung oder der 
Überwachung oder 

c) in Form einer Kanzlei- oder Praxisge­
meinschaft; 

5. die Überlassung von Arbeitskräften im Rah­
men sozialer Dienste öffentlicher oder öffent­
lich geförderter Einrichtungen; 

6. die Überlassung von Arbeitskräften bei der 
Entwicklungshilfe nach dem Entwicklungshil­
fegesetz, BGBI. Nr. 474/1974. 

(3) Der Abschnitt III (§§ 10 bis 15) dieses Bun­
desgesetzes ist nur auf die gewerbsmäßige Überlas­
sung von Arbeitskräften anzuwenden. 

§ 2. Das Arbeitskräfteüberlassungsgesetz 
bezweckt 

1. den Schutz der überlassenen Arbeitskräfte, 
inbesondere in arbeitsvertraglichen, arbeitneh­
merschutz- und sozialversicherungsrechtli­
chen Angelegenheiten, und 

2. die Regelung der Arbeitskräfteüberlassung 
zur Vermeidung arbeitsmarktpolitisch nach­
_teiliger Entwicklungen. 

Begriffsbestimmungen 

§ 3. (1) Überlassung von Arbeitskräften ist die 
Zurverfügungstellung von Arbeitskräften zur 
Arbeitsleistung an Dritte. 

(2) Überlasser ist, wer Arbeitskräfte zur Arbeits-
leistung an Dritte vertraglich verpflichtet. . 

(3) Beschäftigter ist, wer Arbeitskräfte eines 
Überlassers zur Arbeitsleistung für betriebseigene 
Aufgaben einsetzt. 

(4) Arbeitskräfte sind Arbeitnehmer und arbeit­
nehmerähnliche Personen. Arbeitnehmerähnlich 
sind Personen, die, ohne in einem Arbeitsverhältnis 
zu stehen, im Auftrag und für Rechnung bestimm­
ter Personen Arbeit leisten und wirtschaftlich 
unselbständig sind. 

Beurteilungsmaßstab 

§ 4. (1) Für die Beurteilung, ob eine Überlassung 
von Arbeitskräften vorliegt, ist der wahre wirt­
schaftliche Gehalt und nicht die äußere Erschei­
nungsform des Sachverhaltes maßgebend. 
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2 1046 der Beilagen 

(2) Arbeitskräfteüberlassung liegt insbesondere 
auch vor, wenn die Arbeitskräfte ihre Arbeitslei­
stung im Betrieb des Werkbestellers in Erfüllung 
von Werkverträgen erbringen, aber 

1. kein von den Produkten, Dienstleistungen 
und Zwischenergebnissen des Werkbestellers 
abweichendes, unterscheidbares und dem 
Werkunternehmer zurechenbares Werk her­
stellen oder an dessen Herstellung mitwirken 
oder 

2. die Arbeit nicht vorwiegend mit Material und 
Werkzeug des Werkunternehmers leisten 
oder 

3. organisatorisch in den Betrieb des Werkbe­
stellers eingegliedert sind und dessen Dienst­
und Fachaufsicht unterstehen oder 

4. der Werkunternehmer nicht für de~ Erfolg 
der Werkleistung haftet. 

ABSCHNITT II 

Allgemeine Grundsätze 

Ar bei t ge b er p f li c h te n 

§ 5. (1) Die Pflichten des Arbeitgebers, insbeson-­
dere im Sinne der sozialversicherungsrechtlichen 
Vorschriften, werden durch die Überlassung nicht 
berührt. -" 

(2) Als Beschäftigungsort (§ 30 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes, BGBL Nr. 189/1955) 
gilt der Standort des Betriebes des Überlassers. 

Arbeitnehmerschutz 

§ 6. (1) Der Beschäftiger hat Vorsorge zu tragen, 
daß während der Überlassung 

1. der Arbeitnehmerschutz, insbesondere der 
technische Arbeits-, der Arbeitszeit- und der 
Verwendungsschutz, und 

2. die Fürsorgepflichten des Arbeitgebers 
eingehalten werden. 

(2) Der Überlasser ist verpflichtet, die Überlas­
sung unverzüglich zu beenden, wenn der Beschäfti­
ger die Arbeitnehmerschutz- oder die Fürsorge-
pflichten nicht einhält. -

Ha ftu ng sb e s chrä n k u ng 

§ 7. (1) Das Dienstnehmerhaftpflichtgesetz, 
BGBl: Nr. 80/1965, und das Organhaftpflichtge­
setz, BGBL Nr. 181/1967, gelten sowohl zwischen 
dem Überlasser und der überlassenen Arbeitskraft 
als auch zwis~hen dem Beschäftiger und der über­
lassenen Arbeitskraft. 

(2) § 332 Abs. 5 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes gilt auch für die überlassenen 
Arbeitskräfte. 

Vereinbarungen zum Nachteil der 
Arbeitskraft 

§ 8. (1) Ansprüche, die der überlassenen Arbeits­
kraft nach dem Arbeitskräfteüberlassungsgesetz 
oder nach anderen zwingenden Rechtsvorschriften 
zustehen, können vertraglich nicht ausgeschlossen 
werden. 

(2) Vereinbarungen zwischen dem Überlasser 
und dem Beschäftiger, die der Umgehung gesetzli­
cher Bestimmungen zum Schutz der Arbeitskraft 

--dienen, sind verboten. 

Streik und Aussperrung 

§ 9. Die Überlassung von Arbeitskräften in 
Betriebe, die von Streik oder Aussperrung betroffen 
sind, ist untersagt. 

ABSCHNITT III 

Besondere Bestimmungen 

Ansprüche der Arbeitskraft 

§ 10. (1) Wird das Entgelt nicht durch kollektive 
Rechtsgestaltung bestimmt, hat die Arbeitskraft 
Anspruch auf das vereinbarte, mindestens jedoch 
auf ein angemessenes Entgelt. Das Entgelt ist 
schriftlich abzurechnen und spätestens am Ende 
eines jeden Kalendermonats auszuzahlen. 

, 

(2) Kann die Arbeitskraft vom Überlasser nicht 
oder nur geringfügig beschäftigt werden, gebührt . 
ihr, sofern nicht _ ein höheres Entgelt vereinbart 
wurde, Entgelt in der Höhe des Durchschnittes der 
letzten 13 voll gearbeiteten Wochen. Durch Kol­
lektivvertrag kann eine abweichende Regelung 
getroffen werden. 

(3) Während der Überlassung gebührt der 
Arbeitskraft mindestens jenes Entgelt, das im 
Betrieb des Beschäftigers auf Grund von Normen 
der kollektiven Rechtsgestaltung und generellen 
betrieblichen Arbeitsbedingungen vergleichbaren 
Arbeitnehmern gewährt wird. Hinsichtlich der 
Arbeitszeitregelungen gilt der jeweils im B~trieb 
des Beschäftigers auf vergleichbare Arbeitnehmer 
anzuwendende Kollektivvertrag. 

(4) Die Vergleichbarkeit ist nach der Tätigkeit, 
Qualifikation und Dauer der, Betriebszugehörigkeit 
zu beurteilen. 

(5) Bei Kündigung des Vertrages zwischen 
Arbeitskraft und Überlasser ist eine Kündigungs­
frist von 14 Tagen einzuhalten, sofern nicht durch 
Gesetz, Normen der kollektiven Rechtsgestaltung 
oder Arbeitsvertrag eine längere Frist festgesetzt 
ist. 

Vertraglich e Ver e in bar u n gen 

§ 11. (1) Der Überlasser darf eine Arbeitskraft 
nur nach Abschluß eines schriftlichen Vertrages an 
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einen Dritten überlassen. Der Mangel der Schrift­
form hat keinen Einfluß auf die Rechte der Arbeits­
kraft, die sich aus dem Vertrag, aus dem Arbeits­
kräfteüberlassungsgesetz oder aus anderen Rechts­
vorschriften ergeben. 

(2) Die Gebühren für die Errichtung des Vertra­
ges mit der Arbeitskraft sind vom Überlasser zu tra­
gen. 

(3) Der Vertrag zwischen dem Überlasser und 
der Arbeitskraft hat unabhängig von der einzelnen 
Überlassung zwingend vorzusehen: 

1. die Höhe des Entgeltes, die Zahlungstermine 
und die Urlaubsansprüche; 

2. das zeitliche Ausmaß der Arbeitsverpflich-
tung; 

3. die Kündigungsfristen; 
4. die voraussichtliche Art der Arbeitsleistung; 
5. die Bundesländer oder die Staaten, in denen 

die überlassene Arbeitskraft beschäftigt wer­
den soll. 

(4) Verboten sind Vereinbarungen, die 
1.~ den Anspruch auf Arbeitsentgelt auf die 

Dauer der Beschäftigung im Betrieb des 
Beschäftigers einschränken; 

2. das Arbeitsverhältnis ohne sachliche Rechtfer­
tigung· befristen, wobei nur jene Gründe zur 
Rechtfertigung herangezogen werden dürfen, 
die im Vertrag genannt sind; 

3. Verfalls- oder Verjährungsvorschriften ver­
kürzen oder 

4. die überlassene Arbeitskraft für die Zeit nach 
dem Ende des Vertragsverhältnisses zum 
Überlasser, insbesondere durch Konventional­
strafen, Reugelder oder Einstellungsverbote, 
in ihrer Erwerbstätigkeit beschränken. 

(5) Hinsichtlich sonstiger Ansprüche ist die Ver­
einbarung von Konventionalstrafen oder Reugeld 
nur insoweit zulässig, als sie nicht nach Gegen­
stand, Zeit oder Ort und im Verhältnis zu dem 
geschäftlichen Interesse, das der Überlasser an der 
Einhaltung der jeweiligen vertraglichen Verpflich­
tungen hat, eine unbillige finanzielle Belastung der 
überlassenen Arbeitskraft bewirken. 

Bürgschaft 

§.12. (1) Der Beschäftiger haftet für die gesam­
ten der überlassenen Arbeitskraft für die Beschäfti­
gung in seinem Betrieb zustehenden Entgeltansprü­
che und die entsprechenden Dienstgeber- und 
Dienstnehmerbeiträge zur Sozialversicherung als 
Bürge (§ 1355 des Allgemeinen Bürgerlichen 
Gesetzbuches) . 

(2) Bei Insolvenz des Überlassers entfällt die 
Haftung des Beschäftigers als Bürge, wenn die 
überlassene Arbeitskraft Anspruch auf Insolvenz­
Ausfallgeld nach dem Insolvenz-Entgeltsicherungs­
gesetz, BGBI. Nr. 324/1977, hat, soweit dadurch 
die Befriedigung der im Abs. 1 erwähnten Ansprü­
che tatsächlich gewährleistet ist. 

Mitteilungspflichten 

§ 13. (1) Der Überlasser ist verpflichtet, 
1. der Arbeitskraft vor jeder Beschäftigung in 

einem anderen Betrieb die für die Überlas­
sung wesentlichen Umstände, insbesondere 
den Beschäftiger, die Arbeitszeit der überlas­
senen Arbeitskraft im Betrieb des Beschäfti­
gers, den im Betrieb des Beschäftigers gelten­
den Kollektivvertrag und das Entgelt, das für 
die Dauer der Überlassung gebührt, nach­
weislich schriftlich mitzuteilen, 

2. eine Durchschrift der Mitteilung gemäß Z 1 
an den zuständigen Träger der Krankenversi-
cherung zu übermitteln und . 

3. der Arbeitskraft eine Durchschrift der vom 
Träger der Krankenv.ersicherung bestätigten 
Änderungsmeldung zu übergeben. 

(2) Bei Untersagung der Überlassung von 
Arbeitskräften (§ 18) oder bei Endigung der 
Gewerbeberechtigung hat der Überlasser unverzüg~ 
lich jede überlassene Arbeitskraft und jeden 
Beschäftiger nachweislich schriftlich zu informie­
ren. 

Aufzeichnungen 

§ 14. (1) Der Überlasser hat ab Aufnahme der 
Überlassungstätigkeit laufend Aufzeichnungen 
über die Überlassung von Arbeitskräften zu führen. 

(2) Die Aufzeichnungen haben zu enthalten: 
1. Namen, Geburtsdaten, Geschlecht, Staatsbür­

gerschaft und Beruf der überlassenen Arbeits­
kräfte, 

2. Namen und Fachgruppenzugehörigkeit der 
Beschäftiger, 

3. Beginn und Ende der Überlassungen für jede 
überlassene Arbeitskraft, 

4. die Beschäftigungsorte und 
5. die beruflichen Tätigkeiten in den Betrieben 

der Beschäftiger. 

(3) Der Überlasser hat die Aufzeichnungen 
gemäß Abs. 2 sowie die Ausfertigungen der Ver­
träge mit den Arbeitskrä{ten und der Mitteilungen 
gemäß § 13 bis zum Ablauf von sieben Jahren nach 
der letzten Eintragung aufzubewahren. 

(4) Der Überlasser hat eine Ausfertigung der 
Aufzeichnungen gemäß Abs. 2 halbjährlich an das 
zuständige Landesarbeitsamt (§ 19 Abs. 1) zu über-­
senden. 

Anzeigepflicht 

§ 15. Der Überlasser, der gemäß § 323 a Abs. 2 
Z 1 der Gewerbeordnung 1973, BGBI. 
Nr.50/1974, keine Konzession benötigt, hat die 
Überlassung von Arbeitskräften spätestens bis zum 
Ablauf des auf die erstmalige Überlassung folgen­
den Monates dem zuständigen Landesarbeitsamt 
anzuzeigen. 

2 
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ABSCHNITT IV 

Gemeinsame Bestimmungen 

Verordnungsermächtigung 

§ 16. (1) Der Bundesminister für soziale V ~rwal­
tung kann nach Anhörung des Beirates für Arbeits­
marktpolitik im Einvernehmen mit dem Bundesmi­
nister für Handel, Gewerbe und Industrie durch 
Verordnung festlegen, daß für bestimmte Wirt­
schaftsklassen oder für bestimmte Berufe 

1. die Beschäftigung von überlassenen Arbeits­
kräften im Betrieb eines Beschäftigers nur bis 
zu einem bestimmten Anteil 
a) an den Beschäftigten des Betriebes oder 
b) an den zur betreffenden Berufsgruppe zu 

zählenden Beschäftigten des Betriebes 
zulässig ist; 

2. die zulässige Dauer der Beschäftigung von 
überlassenen Arbeitskräften im Betrieb eines 
Beschäftigers beschränkt wird; 

3. die Überlassung von Arbeitskräften von 
Österreich in bestimmte Staaten zulässig ist, 

(2) Voraussetzung für die Erlassung einer Ver­
ordnung gemäß Abs. 1 Z 1 und 2 ist, daß 

1. in der von der Verordnung erfaßten Wirt­
schafts klasse oder Berufsgruppe der Anteil 
der überlassenen Arbeitskräfte an der Gesamt­
zahl der Beschäftigten mehr als ein Zehntel 
beträgt oder 

2. in der von der Verordnung erfaßten Wirt­
schaftsklasse oder Berufsgruppe die Zahl der 
überlassenen Arbeitskräfte mehr als ein Zehn­
tel der entsprechenden im Durchschnitt des 
abgelaufenen Kalenderjahres arbeitsuchend 
vorgemerkten Personen beträgt. 

(3) Voraussetzung für die Erlassung einer Ver­
ordnung gemäß Abs. 1 Z 3 ist, daß der Schutz der 
Arbeitskräfte gewährleistet ist und arbeitsmarktli­
che, volkswirtschaftliche oder andere wichtige 
öffentliche Interessen dafür sprechen. 

(4) Die gesetzlichen Interessenvertretungen und 
.die kollektivvertragsfähigen Berufsvereinigungen 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sind berech­
tigt, die Erlassung einer Verordnung gemäß Abs. 1 
anzuregen. 

Grenzüberschreitende Überlassung 

.. § 17. (1) Die Überlassung von Arbeitskräften von 
Osterreich in das Ausland ist nur zulässig, wenn 
eine Verordnung gemäß § 16 Abs. 1 Z 3 besteht 
oder eine Bewilligung gemäß Abs. 2 erteilt wurde. 

(2) Die B~willigung der Überlassung von 
Arbeitskräften von Österreich in das Ausland kann 
auf Antrag des Überlassers erteilt werden, wenn 
keine arbeitsmarktpolitischen oder volkswirtschaft­
lichen Gründe dagegen sprechen und der Schutz 
der Arbeitskräfte nicht gefährdet ist. 

. . 

(3) Die Überlassung von Arbeitskräften vom 
Ausland nach Österreich ist nicht zulässig. 

Untersagung 

§ 18. (1) Die Überlassung von Arbeitskräften 
durch Überlasser, die keine Konzession gemäß 
§ 323 a der Gewerbeordnung 1973 benötigen, ist zu 
untersagen, wenn der Überlasser die ihm auf 
. Grund des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes oblie­
genden Verpflichtungen, insbesondere gegenüber 
einer Arbeitskraft, erheblich oder wiederholt ver­
letzt hat und trotz schriftlicher Androhung der 
Untersagung neuerlich verletzt. 

(2) Die Untersagung ist nur innerhalb von sechs 
Monaten ab dem Zeitpunkt zulässig, in dem die 
zuständige Behörde von den Tatsachen Kenntnis 
erhalten hat, welche die Untersagung rechtfertigen. 

(3) Die Verträge zwischen dem Überlasser und 
den überlassenen Arbeitskräften werden durch die 
Untersagung der Überlassung von Arbeitskräften 
nicht berührt. Die Untersagung bildet jedoch für 
die überlassenen Arbeitskräfte binnen drei Mona­
ten ab Kenntnis einen wichtigen vom Überlasser 
verschuldeten Grund zur vorzeitigen Vertragsauf­
lösung. 

Z u S t ä n d i g k e i tun d R ec h t s mit tel 

§ 19. (1) Die Anträge auf Erteilung der Bewilli­
gung der grenzüberschreitenden Überlassung sind 
bei dem nach dem Sitz des Betriebes des Überlas­
sers zuständigen Landesarbeitsamt einzubringen. 

(2) Über diese Anträge sowie über die Untersa­
gung der Überlassung von Arbeitskräften entschei­
det das nach Abs. 1 zuständige Landesarbeitsamt. 

(3) Vor der Entscheidung ist eine Stellungnahme 
der gesetzlichen Interessenvertretungen und der 
kollektivvertragsfähigen Berufsvereinigungen der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer einzuholen und 
der beim Landesarbeitsamt gemäß § 44 des Arbeits­
marktförderungsgesetzes, BGB!. Nr. 31/1969, 
errichtete Verwaltungs ausschuß anzuhören. Im 
Falle der Untersagung ist überdies das zuständige 
Arbeitsinspektorat anzuhören. 

(4) Über Berufungen gegen Bescheide des Lan­
desarbeitsamtes 'entscheidet der Bundesminister für 
soziale Verwaltung nach Anhörung des beim Bun­
desministerium für soziale Verwaltung gemäß § 41 
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes errichteten . 
Beirates für Arbeitsmarktpolitik. 

(5) Berufungen gegen die Untersagung der 
Überlassung von Arbeitskräften haben keine auf­
schiebende Wirkung. 

Überwachung und Auskunftspflicht 

§ 20. (1) Der Bundesminister für soziale Verwal­
tung, die Landesarbeitsämter und die Arbeitsämter 
sowie hinsichtlich der dem Arbeitnehmerschutz die-
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nenden Bestimmungen die Arbeitsinspektorate und 
die sonst zur Wahrnehmung des Arbeitnehmer­
schutzes berufenen Behörden und hinsichtlich der 
sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen die 
Träger der Sozialversicherung sind zuständig, die 
Einhaltung der Vorschriften des Arbeitskräfteüber-
lassungsgesetzes zu überwachen. ' 

(2) Die Überlass er und die Beschäftiger von 
Arbeitskräften haben den im Abs. 1 genannten 
zuständigen Behörden und Sozialversicherungsträ­
gern auf deren Verlangen alle für eine Überprü­
fung erforderlichen Auskünfte zu erteilen und 
ihnen die hiefür benötigten Unterlagen zur Einsicht 
vorzulegen. Diese Behörden und die Sozialversi­
cherungsträger sind auch befugt, vollständige oder 
auszugsweise Abschriften oder Ablichtungen der 
Unterlagen anzufertigen oder vom Überlasser oder 
Beschäftiger anzufordern. 

(3). Die Überlasser und die Beschäftiger haben 
den im Abs. 1 genannten zuständigen Behörden 
und Sozialversicherungsträgern sowie den gesetzli­
chen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer Zutritt zum Betrieb und Einsicht 
in alle die Arbeitskräfteüberlassung betreffenden 
Unterlagen Zl1 gewähren. 

Amtshilfe 

§ 21. (1) Alle Behörden und alle öffentlich-recht­
lichen Körperschaften, insbesondere die gesetzli­
chen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer und die Träger der Sozialversi­
cherung, haben im Rahmen ihres Wirkungsberei­
ches den Bundesminister für soziale Verwaltung, 
die Landesarbeitsämter, die Arbeitsämter, die 
Arbeitsinspektorate und die sonst zur Wahrneh­
mung des Arbeitnehmerschutzes berufenen Behör­
den bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach dem 
Arbeitskräfteüberlassungsgesetz zu unterstützen. 

(2) Diese Unterstützung besteht insbesondere 
al1ch darin, daß sie den in Abs. 1 genannten zustän­
digen Behörden 

1. den Namen, die Geburtsdaten, die Anschrift, 
das Geschlecht, die Staatsbürgerschaft, die 
Berufsgruppe, den Beschäftigungsort, die 
Arbeits- und Vertragsbedingungen sowie die 
Pensions-, Unfall- und Krankenversiche­
rungsdaten der überlassenen Arbeitskraft, 

2. den Namen, die Geburtsdaten, die Anschrift, 
den Betriebsgegenstand und den Sitz des 
Betriebes des Überlassers und . 

3. den Namen, die Geburtsdaten, die Anschrift, 
die Wirtschaftsklasse und den Sitz des Betrie­
bes des Beschäftigers 

übermitteln. 

Strafbestimmungen 

§ 22. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand 
einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden 

~_trafbaren Handlung bildet, begeht eine Verwal­
tungsübertretung ünd ist von d~r Bezirksverwal­
tungsbehörde zu bestrafen 

1. mit Geldstrafe von 10 000 S bis 50 000 S, im 
Wiederholungsfall von 20000 S bis 100000 S, 
wer 
a) die Arbeitgeberpflichten (§ 5) nicht einhält 

oder 
b) den Verpflichtungen des Arbeitnehmer­

schutzes und der Fürsorgepflicht (§ 6) 
nicht nachkommt oder 

c) als Überlasser oder Beschäftiger gesetz­
widrige Vereinbarungen trifft (§§ 8 und 11 
Abs. 4) oder 

d) Arbeitskräfte in von Streik oder Aussper­
rung betroffene Betriebe überläßt (§ 9) 
oder 

e) vorsätzlich gegen die Verpflichtung zur 
Bezahlung des dem § 10 entsprechenden 
Entgeltes verstößt oder 

f) eine Arbeitskraft ohne einen den V or­
schriften des § 11 entsprechenden Vertrag 
überläßt oder 

g) die . Mitteilungspflicht (§ 13) nicht einhält, 
wenn dadurch die Gefahr eines Schadens 
für die Arbeitskraft besteht, oder 

h) die Erstattung der Anzeige (§ 15) unter­
läßt oder 

i) als Überlasser oder Beschäftiger an einer 
unzulässigen grenzüberschreitenden 
Überlassung (§ 17) beteiligt ist oder 

j) trotz Untersagung der Überlassungstätig­
keit (§ 18) Arbeitskräfte überläßt; 

2. mit Geldstrafe bis zu 10000 S, im Wiederho­
lungsfall von 5 000 S bis 20 000 S, wer als 
Überlasser oder Beschäftiger den zur Über­
wachung berufenen Behörden und Trägern 
der Sozialversicherung auf deren Aufforde­
rung 
a) die für die Überprüfung der Einhaltung 

der Bestimmungen des Arbeitskräfteüber­
lassungsgesetzes erforderlichen Auskünfte 
nicht erteilt (§ 20 Abs. 2), 

b) die für diese Überprüfung benötigten 
Unterlagen, insbesondere die gemäß § 14 
Abs. 3 aufzubewahrenden Schriftstücke, 
nicht zur Einsicht vorlegt (§ 20 Abs. 2), 

c) die Anfertigung von Abschriften, Auszü­
gen oder Ablichtungen dieser Unterlagen 
verwehrt oder deren Anforderung nicht 
nachkommt (§ 20 Abs. 2) oder 

(l) den Zutritt zum Betrieb oder die Einsicht 
in die die Arbeitskräfteüberlassung betref­
fenden Unterlagen verwehrt (§ 20 Abs. 3). 

(2) Bei der Bemessung der Höhe der Geldstrafe 
nach Abs. 1 ist insbesondere auf den durch die 
Überlassung erzielten Ertrag oder sonstigen wirt­
schaftlichen Vorteil Bedacht zu nehmen. 

(3) Die Eingänge aus den gemäß Abs. 1 verhäng­
ten Geldstrafen fließen dem Reservefonds gemäß 
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§ 64 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, 
BGBL Nr. 609, zu. 

Artikel 11 

Änderung des Arbeitsmarktförde -
run gs ge set z e s 

Das Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBL 
Nr. 3111969, zuletzt geändert durch das Bundesge­
setz BGBL Nr. 185/1985, wird wie folgt geändert: 

1. § 9 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Als Tätigkeit im Sinne des Abs. 1 gilt auch 
die Überlassung von Arbeitskräften zur Arbeitslei­
stung an Dritte, sofern der Überlasser nicht die 
Pflichten des Arbeitgebers trägt." 

2. § 48 lautet: 

,,(1) Wer eine auf Arbeitsvermittlung gerichtete 
Tätigkeit ausubt, die gegen dieses Bundesgesetz 
(§ 9) oder andere gesetzliche Bestimmungen ver­
stößt, begeht, sofern die Tat weder eine in die 
Zuständigkeit der Gerichte fallende noch eine nach 
dem Arbeitskräfteüberlassungsgesetz, BGBL 
Nr ....... , strafbare Handlung bildet, eine Verwal-
tungsübertretung unq ist mit einer Geldstrafe von 
10000 S bis 50000 S, im Wiederholungsfall von 
20000 S bis 100000 S zu bestrafen. 

(2) Die Eingänge aus den gemäß Abs. 1 verhäng­
ten Geldstrafen fließen dem Reservefonds gemäß 
§ 64 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, 
BGBL Nr. 609, zu." 

Artikel III 

Änderung des Arbeitsverfassungs -
gesetzes 

Das Arbeitsverfassungsgesetz, BGBL 
Nr. 22/1974, zuletzt geändert durch das Bundesge­
setz BGBL Nr. 55/1985, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 39 wird folgender § 39 a samt Über­
schrift eingefügt: 

"Adressat der Rechte der Organe der Arbeitneh­
merschaft· 

§ 39 a. (1) Die sich aus diesem Bundesgesetz 
ergebenden Rechte der Organe der Arbeitnehmer­
schaft richten sich an den Betriebsinhaber, sofern 
nicht anderes bestimmt ist. 

(2) Für im Betrieb beschäftigte Arbeitnehmer 
gemäß § 36, die im Rahmen einer Arbeitskräfte­
überlassung tätig sind, kann das zuständige Organ 
der Arbeitnehmerschaft des Betriebes des Beschäfti­
gers unbeschadet der Interessenvertretung gegen­
über dem. Betriebsinhaber folgende Befugnisse 
gegenüber dem Arbeitgeber dieser Beschäftigten 
geltend machen, soweit ausschließlich Rechte und 
Pflichten im Beschäftigerbetrieb betroffen sind: 

1. Einbehaltung und Abführung der Betriebs­
ratsumlage an den Betriebsratsfonds des 
Beschäftigers (§ 73 Abs. 3); 

2. Überwachung der Einhaltung von Rechtsvor-
schriften (§ 89); . 

3. Intervention (§ 90); 
4. Zustimmungsrecht zu Maßnahmen (§ 96 Z 1 

und 4 und § 100); 
5. Abschluß von Betriebsvereinbarungen (§ 97 

Abs.1 Z 1,3 und 6); 
6. Mitwirkung bei Versetzungen (§ 101); 
7. Mitwirkung bei Verhängung von Disziplinar­

maßnahmen (§ 102); 
8. Informations-, Stellungnahme- und Anfech­

tungsrechte bei Kündigungen und Entlassun­
gen (§§ 105, 106). 

(3) Bestehen im Betrieb des Arbeitgebers funk­
tionsfähige Organe der Arbeitnehmerschaft, die in 
anderen Betrieben beschäftigte Arbeitnehmer ver­
treten, so stehen den Organen im Beschäftigerbe­
trieb die Befugnisse gemäß Abs. 2 Z 2,3,4,7 und 8 
nicht, gemäß Abs. 2 Z 5 und 6 nur insoweit zu, als 
solche Maßnahmen des Arbeitgebers a!Jsschließlich 
im Beschäftigerbetrieb wirksam werden. Die 
Organe im Beschäftigerbetrieb und im Arbeitgeber­
betrieb sind aber zu gegenseitigen Informationen in 
Angelegenheiten des Abs. 2 berechtigt." 

2. Im § 97 Abs. 1 wird nach der Z 1 f<;>lgende 
Z 1 a eingefügt: 

,,1 a. Grundsätze der betrieblichen Beschäftigung 
von Arbeitnehmern, die im Rahmen einer 
Arbeitskräfteüberlassung tätig sind, ein­
schließlich der Festlegung von Mitwir­
kungsrechten des Betriebsrates bei der 
regelmäßigen betrieblichen Beschäftigung 
solcher Personen;" 

3. Dem § 99 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

,,(5) Der Betriebsrat ist vor der beabsichtigten 
Aufnahme oder Beendigung der Beschäftigung von 
überlassenen Arbeitskräften zu informieren; auf 
Verlangen ist eine Beratung durchzuführen. Von 
der Aufnahme oder Beendigung einer solchen 
Beschäftigung ist der Betriebsrat unverzüglich in 
Kenntnis zu setzen. Es ist ihm Einsicht in die 
arbeits- und sozialversicherungsrechtlichen Grund­
lagen dieser Beschäftigung zu gewähren. Die §§ 89 
und 92 sind anzuwenden." 

4. Im § 160 Abs. 1 und Abs. 2 Z 2 wird die 
Bezeichnung ,,§ 99 Abs. 3 und 4" jeweils durch die 
Bezeichnung ,,§ 99 Abs. 3, 4 und 5" ersetzt. 

Artikel IV 

Änderung der Gewerbeordnung 
1973 

Die Gewerbeordnung 1973, BGBI. Nr. 50/1974, 
in der Fassung der Bundesgesetze BGBL 
Nr.259/1975, 253/1976, 233/1978, 66/1979, 
223/1980, 486/1981, 619/1981, 630/1982, 
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185/1983,567/1983 und 269/1985.sowie der 
. Kundmachungen BGBI.· Nr. 379/1978, 101/1986 
und 289/1986 wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 22, wird folgender Abs. 11 angefügt: 

,,(11) Verordnungen gemäß Abs. 3, 4, 6,8 und 9 
betreffend den Befähigungsnachweis für das 
Gewerbe der· Überlassung von Arbeitskräften 
(§ 323 a) sind im Einvernehmen mit dem Bundesmi­
nister für soziale Verwaltung zu erlassen." 

2. Im Punkt VI des § 130 werden nach dem 
Strichpunkt nach dem Wort "Bewachungsgewerbe 
(§ 318)" in einer neuen Zeile die Worte "Überlas­
sung von Arbeitskräften (§ 323 a)" angefügt und 
mit einem Punkt abgeschlossen. 

3. Nach § 323 werden folgende §§ 323 abis 
323 d samt Überschriften eingefügt: 

"Ü be r 1 ass u n g von Ar bei t s kr ä f t e n 

§ 323 a. (1) Der Konzessionspflicht unterliegt die 
Zurverfügungstellung von Arbeitskräften zur 
Arbeitsleistung an Dritte (Überlassung von Arbeits­
kräften). 

(2) Der Konzessionspflicht unterliegen nicht 
1. die vorübergehende Überlassung von Arbeits­

kräften an Beschäftiger, welche die gleiche 
Erwerbstätigkeit wie der Überlasser ausüben, 
unter der Voraussetzung, daß der Charakter 
des Betriebes des Überlassers gewahrt bleibt; 

2. die Überlassung von Arbeitskräften durch 
Erzeuger, Verkäufer oder Vermieter von 

\ technischen Anlagen oder Maschinen, wenn 
a) zur Inbetriebnahme, Wartung oder Repa­

ratur von technischen Anlagen oder 
Maschinen oder 

b) zur Einschulung von Arbeitnehmern des 
Beschäftigers 

die überlassenen Arbeitskräfte als Fachkräfte 
erforderlich sind und der Wert der Sachlei­
stung überwiegt; 

3. die Überlassung von Arbeitskräften innerhalb 
einer Arbeitsgemeinschaft oder bei der 
betrieblichen Zusammenarbeit 
a) zur Erfüllung gemeinsam übernommener 

Aufträge oder 
b) zum Zwecke des Erfahrungsaustausches, 

der Forschung, der Ausbildung oder der· 
Überwachung oder 

c) in Form einer Kanzlei- oder Praxisge­
meinschaft ; 

4. die Überlassung von Arbeitskräften bei der 
Entwicklungshilfe nach dem Entwicklungshil­
fegesetz, BGBI. Nr.474/1974. 

Besondere Voraussetzungen 

§ 323 b. (1) Die Erteilung der Konzession für das 
Gewerbe der Überlassung von Arbeitskräften erfor­
dert neben der Erfüllung der im § 25 Abs. 1 Z 1 
angeführten Voraussetzungen: 

1. die Erbringung des Befähigungsnachweises, 
2. bei natürlichen Personen die österreichische 

Staatsbürgerschaft und ihren Wohnsitz im 
Inland, . 

3. bei juristischen Personen und Personengesell~ 
schaften. des Handelsrechtes 
a) ihren Sitz oder ihre Hauptniederlassung 

im Inland und 
b) die österreichische Staatsbürgerschaft der 

Mitglieder der zur gesetzlichen Vertre­
tung berufenen Organe oder der 
geschäftsführungs- und vertretungsbefug­
ten Gesellschafter und deren Wohnsitz im 
Inland .... 

(2) Die für die Erteilung einer Konzession für 
das Gewerbe der Überlassung von Arbeitskräften 
erforderliche Zuverlässigkeit im Sinne des § 25 
Abs. 1 Z 1 ist insbesondere dann nicht gegeben, 
wenn das bisherige Verhalten des Konzessionswer­
bers die Annahme rechtfertigt, daß das Gewerbe in 
einer den Schutz und die Rechte der Arbeitskräfte 
nicht gewährleistenden Art ausgeübt werden wird. 

(3) Den im Abs. 1 bezeichneten Voraussetzun- . 
gen haben die Gewerbetreibenden auch während 
der gesamten Dauer der Gewerbeausübung zu ent­
sprechen. Die Konzession ist v:on der Behörde 
(§ 361) zu entziehen, wenn diese Voraussetzungen 
nicht mehr zur Gänze erfüllt werden. 

Zuständigkeit 

§ 323 c. Zur Erteilung einer Konzession für das 
Gewerbe der Überlassung von Arbeitskräften ist in 
erster Instanz der Landeshauptmann nach Anhö­
rung des örtlich zuständigen Landesarbeitsamtes ' 
und in zweiter Instanz der Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für soziale Verwaltung 
zuständig. 

Verfahren 

§ 323 d. Vor der Erteilung der Konzession für 
das Gewerbe der Überlassung von Arbeitskräften 
sind Gutachten der zuständigen Landeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft und der zuständigen 
Kammer für Arbeiter und Angestellte einzuholen." 

4. § 376 Z 36 lautet: 

,,36. (Zu § 323 a:) 

(1) Personen, die zu einer Tätigkeit, die durch 
§ 323 a an eine Konzession gebunden wurde 
(Überlassung von Arbeitskräften), am 31. Dezem­
ber 1986 berechtigt sind, bedürfen zur weiteren 
Ausübung ihrer Tätigkeit nach diesem Zeitpunkt 
einer Konzession gemäß § 323 a in einem ihrer bis­
herigen Tätigkeit sachlich entsprechenden Umfang. 
Diese Konzession ist zu erteilen, es sei denn, daß 
die Voraussetzungen für eine Entziehung der Kon­
zession (§§ 87 bis 89, 91 Abs. 2 und § 323 b Abs. 3 
zweiter Satz) vorliegen, wenn sie 

3 
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a) nachweisen, daß sie ihre nunmehr an eine 
Konzession gebundene Tätigkeit während 
der Zeit vom 1. Juli 1986 bis 31. Dezember 
1986 befugt ausgeübt haben, 

b)' selbst odq- durch einen Geschäftsführer 
(§'39) oder Pächter (§ 40) den Befähigungs­
nachweis (§ 323 b Abs. 1 Z 1) erbringen und' 

c) um die Konzessionserteilung spätestens am 
31. März 1987 ansuchen. 

(2) Die im Abs. 1 genannten Personen dürfen bis 
zur rechtskräftigen Entscheidung über ihr rechtzei­
tig eingebrachtes Konzessionsansuchen ihre Tätig­
keit im bisherigen Umfang weiter ausüben." 

5. Nach § 381 Abs. 3 Z 11 wird an die Stelle des 
Punktes ein Strichp1,lnkt gesetzt, und es wird dem 
§ 381 Abs. 3 folgende Z, 12 angefügt: , 

,,12. im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für soziale Verwaltung hinsichtlich des § 22 
Abs. 11 und des § 323 c, soweit diese 
Bestimmung die Mitwirkung dieses Bun­
desministers vorsieht." 

- Artikel V 

SchI u ß b es timm ung en 

Wirksamkeitsbeginp 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt init 1. Jänner 1987 
in Kraft. 

(2) Verordnungen und Bescheide auf Grund die­
ses Bundesgesetzes können bereits von dem seiner 
Kundmachung folgenden Tag an erlassen werden; 
sie dürfen jedoch erst mit dem im Abs. 1 bezeichne­
ten Zeitpunkt in Kraft treten. 

Vollziehung 

1. Mit der Vollziehung der Art. I bis III dieses 
Bundesgesetzes sind betraut: 

a) hinsichtlich des § 7 Abs. 1 in bezug auf das 
Dienstnehmerhaftpflichtgesetz der Bundes­
minister für Justiz; 

b) hinsichtlich des § 16 der Bundesminister für 
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie; 

c) hinsichtlich des § 20,' soweit das Verkehrs­
Arbeitsinspektorat berufen ist, der Bundesmi­
nister für öffentliche Wirtschaft und Ver­
kehr; 

d) hinsichtlich des § 20, soweit die Bergbehör­
den berl,lfensind, der Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie; 

e) hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der 
Bundesminister für soziale Verwaltung. 

2. Die Zuständigkeit zur Voll ziehung des Art. IV 
dieses Bundesgesetzes' bestimmt sich nach § 381 
Abs. 3 bis 8 der Gewerbeordnung 1973 in der Fas­
sung des Art, IV Z 5 dieses Bundesgesetzes. 
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VORBLATT 

Problem: 

Im Zusammenhang mit dem Einsatz von "Leiharbeitskräften" treten immer wieder Mißstände auf 
Vor allem der arbeits- und sozialrechtliche Schutz der überlassenen Arbeitskräfte ist unzureichend .. Die 
"Verleiher" bringen zum Teil nicht jene Voraussetzungen mit, die für eine ordnungsgemäße Ausübung 
der Überlassungstätigkeit unerläßIich sind. 

Ziel: 

Schaffung eines umfassenden arbeitsvertraglichen und sozialversicherungsrechtlichen Schutzes für 
überlassene ArbeitSkräfte. Ausschaltung unzuverlässiger "Verleiher". Ausbau der Kontrolle der Überlas­
sungstätigkeit. 

Lösung: 

Zwingende arbeits- und sozialrechtliche Vorschriften in Verbindung mit strengen KontroHmaßnah­
men. Konzessionierung des Gewerbes der Überlassung von Arbeitskräften. Anzeigepflicht und Untersa­
gungsmöglichkeit der Überlassung für die nicht der Konzession unterliegenden Unternehmen. 

Alternativen: 

Grundsätzliches Verbot jeder Überlassungstätigkeit mit wirtschaftlichem Vortet!. 

Kosten: 

Geringfügiger Mehrbedarf an zusätzlichen Planstellen der Arbeitsmarktverwaltung und der Arbeits­
inspektorate. 
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Erläuterungen 

A. Allgemeiner Teil 

1. Derzeitige Rechtsgrundlage und Zielsetzung 

Mit dem Inkrafttreten des Arbeitsmarktförde­
rungsgesetzes (AMFG), BGBI. Nr. 3111969, mit 
1. Jänner 1969 wurde auch dessen § 9 Abs. 4 wirk­
sam, der sich auf die Zurverfügungstellung von 
Arbeitskräften an Dritte, das sogenannte Leihar­
beitsverhältnis, bezieht. Gemäß den Erläuterungen 
zur Regierungsvorlage des Arbeitsmarktförde­
rungsgesetzes (983 der Beilagen zu den Stenogra­
phischen Protokollen des Nationalrates, XI. GP, 
S 19) sollte bei der Abgrenzung des Begriffes 
"Arbeitsvermittlung" Unklarheiten und nach der 
damaligen Absicht auch der Möglichkeit einer 
Umgehung der Vermittlungsvorschriften vorge­
beugt werden. Als Beispiel dafür nennen die Erläu­
terungen die Erscheinung der gewerbsmäßig ausge­
übten "Zurverfügungstellung von Arbeitskräften." 

Aus den Erläuterungen ergibt sich vor alle ni die 
Absicht, diese Form der Zurverfügungstellung von 
Arbeitskräften der den Dienststellen der Arbeits­
marktverwaltung vorbehaltenen Arbeitsvermittlung 
gleichzustellen und ihre Ausübung durch andere 
Stellen in das Verbot des § 9 Abs. 5 AMFG ("Jede 
auf Arbeitsvermittlung gerichtete Tätigkeit, die 
durch die Bestimmungen dieses' Bundesgesetzes 
oder andere gesetzliche Vorschriften nicht gedeckt 
wird, ist untersagt.") einzubeziehen. 

Als Beispiel einer verbotenen Zurverfügungstel­
lung von Arbeit,skräften wird in den Erläuterungen 
vor allem auf die Tätigkeit der sogenannten Chauf­
feurhilfsdienste, die sich mit der gewerbsmäßigen 
Überlassung von Kraftfahrern befassen, hingewie­
sen. Bei der Ausformulierung des der Arbeitsver­
mittlung gleichzuhaltenden Überlassungstatbestan­
des stellte der damalige Gesetzgeber vor allem auf 
jenen seiner Ansicht wesentlichen Umstand dieser 
Tätigkeit ab: auf die Nichtübernahme der einer 
ArbeitgebersteIlung entsprechenden Pflichten, ins­
besondere die Übernahme des wirtschaftlichen 
Wagnisses, auf längere Zeit und unabhängig davon, 
ob eine Beschäftigung nachgewiesen werden' kann. 
Die beabsichtigte Eindämmung der Überlassung 
von Arbeitskräften in Form der gewerbsmäßigen 
Zurverfügungstellung von Arbeitskräften gelang 
jedoch nicht. Vielmehr ist bezüglich der Geschäfts-

tätigkeit der Überlassungsunternehmen in der 
Folge ein Wandel eingetreten, der insbesondere 
durch eine verstärkte Ausweitung in die verschie­
densten Wirtschaftsbereiche gekennzeichnet ist. § 9 
Abs. 4 in der geltenden Fassung war in keiner 
Weise geeignet, die Entwicklung unter Kontrolle 
zu bringen und mannigfache, besonders zu Lasten 
der überlassenen Arbeitskräfte gehende Auswuchs­
erscheinungen zu verhindern (vgl. Punkt 4 des All-
gemeinen Teiles). . 

Eine teilweise Einschränkung der Tätigkeit der 
,Überlassungsunternehmen brachte das am 
20. März 1975 vom Nationalrat beschlossene Aus­
länderbeschäftigungsgesetz (AusIBG), BGBI. 
Nr. 218/1975. Danach gilt eine Zurverfügungstel­
lung von Ausländern an Dritte nicht als Beschäfti~ 
gung im eigenen Betrieb und ist insofern untersagt, 
als dem Überlass er hiefür keine Beschäftigungsbe­
willigung erteilt wird (vgl. § 4 Abs. 3 Z 1 AuslBG 
und die Erläuterungen zur Regierungsvorlage, 
1451 der Beilagen zu den Stenographischen Proto­
kollen des Nationalrates, XIII. GP). 

Mit einer Neuregelung der Arbeitskräfteüberlas­
sung sollen nun jene Zielsetzungen verwirklicht 
werden, die im wesentlichen bereits im Zeitpunkt 
der Schaffung bzw. Inkraftsetzung des § 9 Abs. 4 
AMFG bestanden haben. 

2. Begriffsbesti.M:tungen 

Bei der Zurverfügungstellung oder Überlassung 
von Arbeitskräften an Dritte handelt es sich vorwie­
gend um jene unter Begriffen wie "Personalbereit­
stellungsunternehmen", "Unternehmen für Zeitar­
beit", "Personalagenturen" , "Personal-Leasing" 
oder ,,Aushilfsdienste" in Erscheinung tretenden 
Formen von Zurverfügungstellungen bzw. Überlas­
sungen ("Verleihungen"), die auf Grund gewerbe­
rechtlicher Vorschriften, insbesondere auf Grund 
von Gewerbeberechtigungen lautend in der Regel 
auf die "Zurverfügungstellung von Arbeitskräften", 
ausgeübt werden. Daneben gibt es aber auch jene 
Erscheinungsformen, in deren Rahmen nur gele­
gentlich und nicht gewerbsmäßig solche Überlas­
sungen von Arbeitskräften getätigt werden. Von 
der Rechtsprechung wurde in der Vergangenheit 
für alle diese Erscheinungsformen öfters die 
Bezeichnung "Arbeitsleihverhältnis" oder, soweit 
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es die gewerbsmäßige Arbeitskräfteüberlassung 
betrifft, auch der Ausdruck "unechtes Arbeitsleih­
verhältnis" verwendet. 

Eine Überlassung von Arbeitskräften liegt vor, 
wenn Arbeitskräfte Dritten zur Erbringung von 
Arbeitsleistun~en zur Verfügung gestellt werden. 
Die an einer Uberlassung beteiligten Personen wer­
den im vorliegenden Gesetzesentwurf Überlasser, 
~eschäftiger und überlassene Arbeitskraft genannt . 
Uberlasser ist demnach jener, der dem Dritten die 
Arbeitskraft zur Verfügung stellt. Als Beschäftiger 
wird derjenige bezeichnet, in dessen Betrieb die 
Arbeitskraft die Arbeitsleistung erbringt. Für den 
Tatbestand der Zurverfügungstellung von Arbeits­
kräften wird durchwegs der in der einschlägigen 
österreichischen Rechtsliteratur ebenfalls geläufige 
Ausdruck "Arbeitskräfteüberlassung" bzw. "Über­
lassung von Arbeitskräften" gewählt. Auf die Ver­
wendung der aus rechtsdogmatischerSicht proble­
matischen Begriffe 'wie "Verleiher", "Leiharbeit­
nehmer" , "Leiharbeitsverhältnis" usw. wird im 
Gesetzesentwurf verzichtet, wenngleich im einzel­
nen die dem traditionellen Sprachgebrauch angehö­
rigenBegriffe gelegentlich verwendet werden. 

3. Arbeitsmarktpolitische Grundproblematik der 
Überlassung von Arbeitskräften -

Die arbeitsmarktpolitische Grundproblematik 
det dargestellten Beziehungen zwischen Überlas­
ser, Beschäftiger und überlassener Arbeitskraft liegt 
darin, daß sie ihrer wirtschaftlichen Funktion nach 
der Vermittlung von Arbeitskräften entsprechen. 
Die Arbeitsvermittlung wurde in Österreich wie in 
vielen anderen Staaten in Übereinstimmung mit 
den geltenden internationalen Übereinkommen 
und Empfehlungen vor allem aus Gründen der 
sozialen Sicherheit der Arbeitskräfte zu deren 
Schutz und zur Herbeiführung eines wirksamen 
Ausgleiches zwischen Angebot und Nachfrage auf 
dem Arbeitsmarkt zu einer Aufgabe der staatlichen 
Verwaliung gemacht. 

Die soziale und wirtschaftliche Funktion der 
Arbeitsvermittlung wird in einzelnen Bestimmun­
gen des Arbeitsmarktförderungsgesetzes deutlich 
angesprochen. 

So normiert § 10 lit. d AMFG als Aufgabe der 
Arbeitsvermittlung einerseits, in sozialer und wirt­
schaftlicher Funktion den Arbeitsuchenden Arbeits­
möglichkeiten aufzuzeigen, und andererseits, für 
die Deckung des Bedarfes an Arbeitskräften V or­
sorge zu tragen. 

§ 10 lit. g AMFG verpflichtet die Arbeitsämter, 
Arbeitsuchende nur zu Arbeiten zu vermitteln, die 
ihren körperlichen Fähigkeiten entsprechen, ihre 
Gesundheit und Sittlichkeit nicht gefährden und 
auch angemessen entlohnt sind, wobei kollektivver­
tragliehe und gesetzliche Bestimmungen den Maß­
stab für die Angemessenheit bilden. 

Die Praxis der Überlassung von Arbeitskräften 
hat gezeigt, daß die betreffenden. Grundsätze oft 
außer acht gelassen werden und überlassene 
Arbeitskräfte vielfach sghlechter gestellt sind als 
ihre Kollegen auf einem festen Arbeitsplatz. 

4. Die gegenwärtige Situation 

Es gibt gegenwärtig über 300 Unternehmen 
. (ohne Zweigstellen), deren Geschäftstätigkeit allein 

in der Überlassung von Arbeitskräften besteht. 
Dazu kommen noch jene "gemischten" Unterneh-· 
men, die zwar nicht ausschließlich, aber ebenfalls 
gewerbsmäßig anderen Betrieben Arbeitskräfte zur 
Verfügung stellen. Über diese Unternehmen gibt es 
keine annähernd verläßlichen Daten. In der 
Arbeitsmarktvorschau 1985 werden für das Jahr 
1984 rund 70 000 Leiharbeitsverhältnisse ausgewie­
sen. Allein die längerfristigen Leiharbeitsverhält­
nisse entsprechen Vollarbeitsplätzen von .etwa 
25 000 Arbeitern und 12 000 Angestellten. 

Die Entwicklung und die Verbreitung der Über­
lassung von Arbeitskräften in den vergangenen Jah­
ren haben ihre Ursache vor allem auch in der 
Bedürfnis- und Interessenlage der Beschäftiger. 
Diese nehmen die von den Überlassungsunterneh­
men angebotenen Dienste insbesondere deshalb in 
Anspruch, weil sie die Arbeitskräfte nicht als eigene 
Arbeitnehmer einstellen müssen. 

Begünstigt durch die gegenwärtige Rechtslage 
sind auf dem Gebiete der Überlassung von Arbeits­
kräften unerwünschte soziale Auswirkungen ua. 
dadurch eingetreten, daß die Aufstiegsmöglichkei~ 
ten für überlassene Arbeitskräfte, vor allem durch 
mangelnde Integration in die Beschäftigerbetriebe, 
gemindert sind und die Gefahr der Verdrängung 
von Stammarbeitern aus Kostengrürtden durch viel­
fach billigere überlassene Arbeitskräfte besonders 
in Betrieben mit hohen betrieblichen Sozialleistun­
gen gegeben ist. 

Außerdem wird den überlassenen Arbeitskräften 
die Erlangung eines festen Arbeitsplatzes zum Teil 
durch sogenannte "Einstellungsverbote" und hohe 
Konventionalstrafen unmöglich gemacht. Die 
Arbeitskräfte und die Beschäftiger können wegen 
solcher Vereinbarungen nach dem Ausscheiden der 
Arbeitskräfte aus dem Überlassungsbetrieb wäh­
rend einer bestimmten Zeit miteinander kein 
Arbeitsverhältnis eingehen. 

Angesichts der sozialen Realität ist unbestreitbar, 
daß der geltende § 9 Abs. 4 AMFG, der. vorsieht,_ 
daß der Überlasser alle Arbeitgeberpflichten-und 
das wirtschaftliche Wagnis zu übernehmen hat, kei­
nesfalls ausreicht, um der spezifischen sozialen 
Schutzbedürftigkeit der überlassenen Arbeitskräfte 
Rechnung zu tragen. 

Vor allem folgende Gesichtspunkte werden 
durch die gegenwärtige Rechtslage nicht berück­
sichtigt: 
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Die liber'lassenen Arbeitskräfte 
• sind in der Regelllichtdurch kollektivvenrag-

liehe Arbeitsbedingungen und Löhne 
geschützt, 

• genießen keinen ausreichenden Schutz durch 
die Betriebsverfassung im Beschäftigerbetrieb 
und meist auch keinen berriebsverfassungs­
rechtlichen Kündigungschutz im Überlasser­
betrieb,in dem wegen der Art der Tätigkeit 
der überlassenen Arbeitskräfte kaum je ein 
Betriebsrat errichtet ist, 

• verlieren alle Rechte auf Grund eines Dauer­
arbeitsverhältnis~es durch in der Regel befri­
·stet abgeschlossene Arbeitsverträge mit dem 
ÜberlasseT (zB auch den Kündigungsschutz 
nach dem Mutterschutzgesetz), 

• unterliegen der Gefahr der Unterlassung der 
Anmeldung zur Sozialversicherung .durch den 
Überlasser mit allen daraus entstehenden 
Nachteilen, vor allem für den Pensionser­
werb, 

• erleiden häufig finanziellen Schaden durch' 
dubiose Geschäftspraktiken und fehlende 
finanzielle Grundlagen der "Verleiher". 

Arbeitsverträge w~isen häufig eine Risiköabwäl­
zung des Überlassers auf den Arbeitnehmer auf, die 
bereits gesetzwidrig ist oder zumindest den Inten­
tionen des Arbeitsrechtes entgegensteht, zB wird 
das Risiko einer geringeren Einsatzmöglichkeit als 
40 Wochenstunden auf den Arbeitnehmer über­
wälzt, zuschlagspflichtige Wochen- oder Nachtar­
beit, wenn' sie innerhalb der 40 Wochenstunden 
liegt, nicht abgegolten, außerdem werden zum Teil 
Vollstundenprämien und Pönalzahlungen verein­
bart. 

5. Die Grundsätze der Neuregelung 

Absoluter Vorrang der Neuregelung soll der 
arbeits- und sozialrechtlichen Absicherung der 
überlassenen, Arbeitskräfte zukommen. In diesem 
Zusammenhang soll auch die betriebsverfassungs-

, rechtliche Vertretung der überlassenen Arbeits­
kräfte klargestellt werden. Schließlich sollen die 
gewerbsmäßigen ,Überlassungsunternehmen der 
Konzessionierungspflicht durch die Gewerbebehör-

. den unterliegen. Für jene Unternehmen, die für die 
(vorübergehende) Überlassung von Arbeitskräften. 
keiner Konzession bedürfen, soll eine Anzeigever­
pflichtung gegenüber der Arbeitsmarktverwaltung 
bestehen. Dazu soll noch eine wirkungsvolle Über­
wachung der Überlassungstätigkeit in Verbindung 
mit empfindlichen Sanktionsdrohungen treten. 

Dadurch soll geWährleistet werden, daß auch für 
die Arbeitskräfte der Überlassungsunternehmen 
jener soziale Standard Wirklichkeit wird, der für 
den Großteil der sonstigen Arbeitnehmer selbstver­
ständlich und in einem modernen Wohlfahrtsstaat 
unverzichtbar ist. 

Vereinbarungen zum Nachteil der überlassenen 
Arbeitskräfte sollen verboten sein, Ansprüche der in' 
einem Arbeitsverhältnis zum Beschäftigerbetrieb 
stehenden Arbeitnehmer aus Kollektivverträgen 
oder Betriebsv~reinbarungen sollen auch den über­
lassenen Arbeitskräften zugute kommen. Die weit­
gehend rechtlose, billige "Leiharbeitskraft" soll der 
Vergangenheit angehören. 

Durch genaue Vorschriften, deren Einhaltung 
Voraussetzung für die Aufrechterhaltung der lega-
1en Existenz der Überlassungsunternehmen ist, 
wird eine den sozialen und arbeitsrechtlichen Prin­
zipien entsprechende Vertragsabwicklung sicherge­
stellt. Engmaschige Abgrenzungsbestimmungen, 
insbesondere zum Werkvertrag, sollen Umgehun­
gen vorbeugen. 

Die sorgfältige Kontrolle der Tätigkeit der Über­
lassungsunternehmen in Verbindung mit der Mög­
lichkeit der Entziehung' der Konzession bzw. 
Untersagung der Überlassung von Arbeitskräften 
sowie der Verhängung empfindlicher Geldstrafen 
soll eine weitgehende Beseitigung von Mißständen 
bringen. ' 

Die Anzeigepflicht und die Untersagungsmög­
lichkeit jener entgeltlichen Überlassungstätigkeit, 
die im Rahmen eines sonstigen Gewerbes betrieben 
wird, ist geeignet, eine Kontrolle und Eingriffsmög­
lichkeit auch in diesem wichtigen Bereich zu bieten. 

Für die nicht gewerbsmäßige Überlassung von 
Arbeitskräften soll zwar keine Anzeigepflicht vor­
gesehen werden, jedoch die Geltung der zum 
Schutz der Arbeitskräfte unerlä~!ichen BestimJllun­
gen. Für die gewerbsmäßige Uberlassung sollen 
wegen der hier besonders deutlichen gegensätzli­
chen Interessenlage zwischen Überlassern . und 
Arbeitskräften noch weitere Absicherungen erfol­
gen. 

Bestimmte wirtschaftliche Vorgänge und soziale 
Dienste, bei denen typischerweise die charakteristi­
schen Probleme der Arbeitskräfteüberlassung nicht 
auftauchen, sollen ausdrücklich vom Regelungsbe­
reich des Gesetzesentwurfes ausgenommen werden. 

Andererseits soll dem Bundesminister für soziale 
Verwaltung (im Einvernehmen mit dem Bundesmi­
nister für Handel, Gewerbe und Industrie) die 
Möglichkeit eingeräumt werden, durch Verord­
nung für bestimmte Teilbereiche Sonderregelungen 
zu schaffen, wenn nachteilige arbeitsmarktpoliti­
sche Entwicklungen auf dem Gebiete der Beschäfti­
gung von überlassenen Arbeitskräften auftreten. 

6. Verfassungsrechtliche Überlegungen 

Der Gesetzesentwurf regelt einen Teil des Berei­
ches ,,Arbeitsvermittlung" sowie die dem Überlas­
sungsyerhältnis eigenen arbeitsrechtlichen Bezie­
hungen zwischen Arbeitgeber, Arbeitnehmer und 
Beschäftiger und ist somit dem Kompetenztatbe-
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stand des Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG (Arbeitsrecht) 
zuzuordnen. 

Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG wurde durch die B­
VG-Novelle 1974, BGBI. Nr.444, neu gefaßt. In 
den Erläuterungen wird darauf verwiesen, daß der 
Begriff "Arbeitsrecht" in der Rechtsordnung und 
der Lehre hinreichend bestimmt ist. Der Kompe­
tenztatbestand "Arbeitsrecht" ist, daher mit dem 
Zeitpunkt 1. Jänner 1975 zu versteinern. Bereits 
damals wurde das sogenannte "Leiharbeitsverhält­
nis" als arbeitsrechtliches Problem gesehen. 

Die Änderungen der Gewerbeordnung 1973 
beruhen naturgemäß auf dem Kompetenztatbe­
stand ,,Angelegenheiten des Gewerbes und der 
Industrie" des Art. 10 Abs. 1 Z 8. 

Die Überlassung von Bediensteten durch 
Gebietskörperschaften oder durch einen Gemein­
deverband mußte wegen Art. 21 B-VG aus dem 
Regelungsbereich des Art. I des Gesetzesentwurfes 
ausgeschlossen bleiben. Die Überlassung von lan,d­
und forstwirtschaftlichen Arbeitern und Angestell­
ten wurde wegen Art. 12 Abs. i Z 6 im Art. I nicht 
erfaßt. 

Ergänzend können für die Kompetenz des Bun­
des für einzelne Regelungen dieses Gesetzesent­
wurfes auch der Tatbestand "Sozialversicherungs­
wesen" des Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG, der Tatbe­
stand "Bundesfinanzen" des Art. 10 Abs. 1 Z 4 
sowie der Art. 23 Abs. 4 B-VG herangezogen wer-
den. ' 

Neben den bereits angeführten Kompetenztatbe­
ständen werden durch einzelne im vorliegenden 
Entwurf enthaltene 'Bestimmungen auch Aspekte 
des Kompetenztatbestandes "Zivilrechtswesen" des 
Art. 10 Abs. 1 Z 6 B-VG berührt. 

Soweit die Vollziehungsaufgaben ,nach diesem 
Gesetzesentwurf von unmittelbaren Bundesbehör­
den wahFgenommen werden, beruht die Zulässig­
keit für eine derartige Vollziehung auf Art. 102 
Abs. 2 B-VG und den darin genannten Angelegen­
heiten "Arbeitsrecht" und "Sozialversicherungswe­
sen". 

7. Materialien 

Dem Bundesministefium für soziale Verwaltung 
lagen bei seinen Überlegungen zu einer gesetzli­
chen Neuregelung der Überlassung von Arbeits­
kräften vor allem zwei von ihm in Auftrag gege­
bene Studien vor: 

"Die gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung 
- Verbot oder Regelung" von o. Universitätspro~ 
fessor Dr. Gerhard Schnorr (Wiener Beiträge zum 
Arbeits- und Sozialrecht - Band 10) und "Die 
gewerbsmäßig betriebene Arbeitskräfteüberlassung 
im SpanilUngsfeld von Verbot und Neuordnung" 
von DI. Walter Geppert (Band 3 der Rechts- und 

sozialwissenschaftlichen Schriftenreihe der Kam­
mer für Arbeiter und Angestellte für Wien). 

Diese Studien wurden zum Teil auch bei der 
Ausarbeitung der Erläuterungen zu diesem Geset­
zesentwurf berücksichtigt und verwertet. 

Ein früher in die Begutachtung gesandter Ent­
wurf des Bundesministeriums für soziale Verwal­
tung bezüglich der Regelung'der Leiharbeit enthielt 
- von wenigen sozial und wirtschaftlich notwendi­
gen Ausnahmen abgesehen - ein generelles Ver­
bot der Überlassung von Arbeitskräften. 

Unter Berücksichtigung der seinerzeitigen und 
der aktuellen Stellungnahmen im Begutachtungs­
verfahren sowie im Hinblick auf die immer dringli­
cher werdenden Vorkehrungen hinsichtlich eines 
sozial- und arbeitsrechtlichen Schutzes für die 
überlassenen Arbeitskräfte sollen nunmehr zwin­
gende Regelungen zugunsten der Arbeitskräfte auf­
gestellt werden und die gewerbsmäßige Überlas­
sung von Arbeitskräften nur mehr mit einer gewer­
berechtlichen Konzession möglich sein. 

8. Finanzielle und personCIle Auswirkungen 

Durch den Gesetzesentwurf treten keine finan­
ziellen Mehrleistungen ein. In personeller Hinsicht 
wird vor allem wegen der nach dem Gesetzesent­
wurf unerläßlichen Kontrollmaßnahmen jedenfalls 
für die unmittelbar davon betroffenen Behörden ein 
geringfügiger personeller Mehrbedarf entstehen, 
dessen Ausmaß wegen der nicht gen au vorherzuse~ 
henden Auswirkungen der neuen Regelung auf das 
Verhalten der betroffenen Wirtschaftssubjekte 
noch nicht mit Sicherheit angegeben werden kann. 

B. Besonderer Teil 

Zu Art. 1: 

Zu § 1: 

Mit Abs. 1 soll der Geltungsbereich des Geset­
zesentwurfes im Sinne einer umfassenden Regelung 
umschrieben werden. Von ihm sollen lediglich die 
im Abs. 2 taxativ aufgezählten Fälle ausgenommen 
sem. 

Abs. 2 Z1 und 2 enthalten die verfassungsrecht­
lich gebotenen Ausnahmen. 

Im Hinblick auf die generelle Ausnahme der 
Überlassung von ArbeitskräIten durch den Bund 
oder ein Land wird auch die Zuweisung von Bun­
des- oder Landeslehrern an Privatschulen als 
"lebende Subventionen" gemäß den § 17 ff. des 
Privatschulgesetzes, BGBI. NI. 244/1962, idF 
BGBI. Nr. 290/1972 und gemäß den § 4 H. des 
Land- 'und forstwirtschaftlichen Privatschulgeset­
zes, BGBI. Nr. 318/1975, von diesem Gesetzesent­
wurf nicht berührt. 

Abs. 2 Z 3 bis 6 enthalten jene Ausnahmen, die 
aus sachlichen Gründen gerechtfertigt sind. 
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Z 3 sieht eine Ausnahme für im Wirtschaftsleben 
unbedingt erforderliche Überlassungen von Fach­
kräften im Zusammenhang mit technischen Anla­
gen oder Maschinen vor. Allerdings muß der Wert 
der Sachleistung überwiegen. Die Überlassung 
einer Bürokraft gemeinsam mit dem Verkauf oder 
der Vermietung einer Schreibmaschine wäre bei­
spielsweise eindeutig als unzulässiger Umgehungs­
versuch der zwingenden Vorschriften des Gesetzes­
entwurfes zu werten. 

Von der Regelung der Z 3 sollen auch Mischfor­
men der Vertragstypen Kauf und Miete (zB 
Leasing, Franchising) um faßt werden. 

Unter technischen Anlagen wären maschinelle 
Anlagen, nicht jedoch Wohn-, Geschäfts- oder 
Fabriksgebäude oder andere Baulichkeiten zu ver­
stehen. 

Zu den Maschinen zählen Kraft- und Arbeitsma­
schinen. Nicht zu den Maschinen im Sinne dieser 
Ausnahmebestimmung zählen Kraftfahrzeuge, das 
sind durch Maschinenkraft angetriebene Straßen­
fahrzeuge zur Beförderung von Personen und 
Gütern (Personen- und Lastkraftwagen). 

Die Überlassung von Arbeitskräften im Zusam­
menhang mit der Vermietung von Kraftfahrzeugen 
ist schon gemäß § 1Q3Abs. 1 lit. c Z 22 der Gewer­
beordnung 1973 nicht mehr im Berechtigungsum­
fang des betreffenden Gewerbes enthalten. In den 
Erläuterungen zur Gewerbeordnung 1973 (vgl. 395 
der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 
des Nationalrates XIII. GP) wird diese Änderung 
gegenüber früher mit der klarstellenden Abgren­
zung des Vermietensvon Kraftfahrzeugen von den 
konzessionierten Beförderungsgewerben nach dem 
Gelegenheitsverkehrs-Gesetz, BGBL Nr. 85/1952, 
und dem Güterbeförderungsgesetz, BGBI. 
Nr. 63/1952, begründet. Sofern bei der Ausübung 
der zuletzt erwähnten Gewerbe die Beistellung 
eines Lenkers vorgesehen ist, wird diese auch wei­
terhin wie bisher'· möglich sein~ ohne daß die 
zusätzlichen Erfordernisse dieses Gesetzesentwur­
fes zu beachten sind. 

Z 4 berücksichtigt die Erfordernisse dei wirt­
schaftlichen Praxis und nimmt insbesondere einige 
Fälle der Arbeitskräfteüberlassung aus, sofern beim 
Überlasser und beim Beschäftiger ein über dIe 
bloße Überlassung hinausgehendes gememsames 
wirtschaftlicheS Ziel besteht. 

Für diese Fälle ist charakteristisch, daß die' 
Arbeitskraft von ihrem Arbeitgeber nicht ständig, 
sondern nur aus besonderen Anlaßfällen einem 
Dritten zur Erbringung von Arbeitsleistungen m 
dessen Betrieb überlassen wird. 

Die Beschränkung der Ausnahmeregelung auf 
einige genau umschriebene Sachverhalte erfolgt, 
um keine Möglichkeiten für Umgehungen der Vor­
schriften des Gesetzesentwurfes zu eröffnen. Die 

Ausnahmeregelung soll vor allem die betriebliche 
. Zusammenarbeit erleichtern und daher die Überlas­
sung von Arbeitskräften' innerhalb einer gemeinsa­
men Einrichtung sowie die Entsendung an ein 
beteiligtes Unternehmen, zum Beispiel an ein Kon­
zernunternehmen oder eine GmbH. & Co. KG, zur 
Erfüllung gemeinsam übernommener Aufträge 
oder zum Zweck der Verbesserung der Produk­
tionsvoraussetzungen erfassen. Nicht begünstigt 
werden soll jedoch die Eingliederung der überlasse­
nen Arbeitskräfte in die Produktion bzw. sonstige 
Aufgabenerfüllung . 

Ein gemeinsamer Auftrag wird nur dann ange­
nommen werden konnen, wenn sich der Beitrag des 
arbeitskräfteüberlassenden Arbeitgebers nicht in 
der bloßen Abstellung der Arbeitskräfte erschöpft, 
sondern diesen Arbeitgeber auch die wesentlichen 
Verpflichtungen treffen, die sich aus der Erfüllung 
eines gemeinsam übernommenen Auftrages (Werk­
vertrages) ergeben. 

Unter diese Ausnahme soll eine Überlassung nur 
dann fallen, wenn sie ausschließlich auf die 
Abwicklung der Aufgabe beschränkt ist und gesi­
chert ist, daß die Arbeitskraft nach Beendigung der 
Entsendung in das Stammunternehmen zurück­
kehrt. 

Die Ausnahmeregelung für Arbeitskräfteüberlas­
sungen bei der betrieblichen Zusammenarbeit soll 
insbesondere 

• die Abwicklung sogenannter "Know-how­
Verträge", 

• den Erfahrungsaustausch innerhalb von Kon­
zernen und 

• die Überwachung von Tochterunternehmen 
durch Arbeitskräfte des Stammunternehmens 
oder von Unteniehmen eines Schuldners 
durch Arbeitskräfte des Kreditgebers 

erleichtern. 

Die vor allem zwischen Angehörigen der freien 
Berufe übliche gemeinsame Verwendung von 
Arbeitskräften im Rahmen von Praxis- oder Kanz­
leigemeinschaften ist vielfach unvermeidlich und in 
der Regel unproblematisch. Auch für die Arbeits­
kräfte ist es in diesen Fällen meist von Vorteil, daß 
sie nur einen formalen Arbeitgeber haben. Durch 
die ständige enge räumliche Zusammenarbeit aller 
Beteiligten scheint geWährleistet, daß der Arbeits­
kraft keine spezifischen Nachteile aus der Überlas­
sung entstehen. 

Z 5 soll jene gemeinnützigen Einrichtungen aus­
nehmen, die soziale oder karitative Aufgaben erfül­
len und Hilfe in besonderen Lebensumständen bie­
ten. Von dieser Ausnahme sollen neben den Ein­
rlchtungen der Körperschaften öffentlichen Rechts 
aUch die von der öffentlichen Hand geförderten 
Vereine und Institutionen, die vorrangig arbeits­
markt-, familien- oder gesundheitspolitischen Inter­
essen dienen, erfaßt werden. 
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Z 6 nimmt die Überlassung von Arbeitskräften 
im Rahmen der Entwicklungshilfe wegen der spezi­
fischen Sach- und Interessenslage von der Anwen­
dung des Gesetzesentwurfes aus. Zu denken ist in 
diesem Zusammenhang vor allem an die Überlas­
sung von Fachkräften zur Bildung, Ausbildung und 
Betreuung von Angehörigen der Entwicklungslän­
der, zur Ausbildung und zum Einsatz von Entwick­
lungshelfern und Experten, zur Planung und 
Durchführung von Entwicklungshilfevorhaben in 
Entwicklungsländern und zur Ausarbeitung ent­
sprechender Pläne und Studien. ' 

Abs. 3 soll bewirken, daß für die nicht gewerbs­
mäßige Überlassung zwar dei unumgängliche Min­
deststandard gewahrt bleibt, aber jene Regelungen, 
die auf die gewerbsmäßige Überlassung zugeschnit­
ten sind, nur für diese gelten. Die nicht gewerbsmä­
ßige Überlassung soll weitgehend ohne Beschrän­
kungen vor sich gehen können, weil sie in der 
Regel auch vom Standpunkt der Arbeitskräfte 
unbedenklich ist. 

Zu § 2: 

Der Zweck der Regelung soll im Hinblick auf 
die besondere Bedeutung ausdrücklich hervorgeho­
ben werden. International besteht Einigkeit, daß 
die "Leiharbeit" ein integrierender Bestandteil des 
Arbeitsmarktes ist und dessen gesamte Abläufe 
beeinflußt. Die arbeitsmarktpolitische Komponente 
der "Leiharbeit" kann daher nicht unberücksichtigt 
bleiben. Gegen Störungen und Verzerrungen des 
Arbeitsmarktes, insbesondere auch in Teilberei­
chen, muß Vorsorge getroffen werden. Ungleich­
gewichten auf dem Arbeitsmarkt muß - nicht 
zuletzt zum Schutz aller Arbeitskräfte und zur 
Gewährleistung einer kontinuie~lichen Wirtschafts­
entwicklung - entgegengewirkt werden. Dem 
besonderen Schutzbedürfnis der überlassenen 
Arbeitskräfte im Spannungsverhältnis zwischen 
Überlass er und Beschäftiger kann nur durch eine 
entsprechende gesetzliche Regelung' Rechnung 
getragen werden. 

Zu § 3: 

Die Regelung der Überlassung von Arbeitskräf­
ten, die vor allem durch das Dreiecksverhältnis der 
beteiligten Personen charakterisiert ist, erfordert 
eine genaue Begriffsabgrenzung. Dazu soll diese 
Bestimmung dienen. Hervorzuheben ist dabei, daß 
insbesondere eine Umgehung der zwingenden Vor­
schriften dieses Gesetzesentwurfes durch ein Aus­
weichen auf Vertragsbeziehungen, die kein Arbeits­
verhältnis, sondern nur ein arbeitnehmerähnliches 
Verhältnis begründen, durch eine ausdrückliche 
Einbeziehung der arbeitnehmerähnlichen Verhält­
nisse vorgebeugt werden soll. Die Umschreibung 
der Arbeitnehmerähnlichkeit von Personen orien­
tiert sich an der im Arbeits- und Sozialgerichtsge­
setz, BGBI. Nr. 104/1985, im § 51 Abs. 3 enthalte­
nen Definition. 

Zu § 4: 

Grundsätzlich sollen jene Fälle, in denen ein 
Werkunternehmer ausschließlich zur Herstellung 
eines Werkes, für dessen ordnungsgemäßes Zustan­
dekommen er die Verantwortung trägt, Hilfsperso­
nen (Erfüllungsgehilfen) in den Betrieb des Werk­
bestellers sendet, nicht vom Regelungsbereich des 
Gesetzesentwurfes erfaßt sein. 

Der Abschluß von Werkverträgen soll, soweit er 
nicht mißbräuchlich zur Umgehung der Ziele der 
vorgesehenen Regelung erfolgt, keinesfalls 
erschwert oder verhindert werden. Die im Rahmen 
von Werkverträgen übliche Verwendung von Erfül­
lungsgehilfen stellt im allgemeinen keine Überlas­
sung von Arbeitskräften dar. Allen Versuchen, 
durch den Abschluß eines Werkvertrages die für 
die Überlassung von Arbeitskräften geltenden 
gesetzlichen Schranken zu umgehen, soll jedoch 
vorgebeugt werden. 

In diesem Sinne soll mit dieser Bestimmung 
sichergestellt werden, daß durch die Erweckung 
eines Anscheines, der nicht auf das Vorliegen einer 
Arbeitskräfteüberlassung schließen läßt, noch kei­
neswegs die Nichtanwendbarkeit der entsprechen­
den Gesetzesbestimmungen erreicht werden kann. 

Wegen der niemals ganz auszuschließenden 
Umgehungsversuche soll die wirtschaftliche Funk­
tion der i{l Frage stehenden Vertragsverhältnisse 
eingehend geprüft werden und für die Zuordnung 
zum Tatbestand der Arbeitskräfteüberlassung ent­
scheidend sein. . 

Der allgem~ine Grundsatz des Abs. 1 lehnt sich 
an die entsprechenden steuerrechtlichen Bestim­
mungen (zB§ 21 Bundesabgabenordnung) an. 
Abs. 2 befaßt sich speziell mit dem Werkvertrag, 
der erfahrungsgemäß am häufigsten zur Umge­
hung der bei der Arbeitskräfteüberlassung zu 
beachtenden Regeln Verwendung findet. Die für 
den Werkvertrag typischen Merkmale werden her­
vorgehoben und für den Fall, daß sie nicht kumula­
tiv vorhanden sind, das Vorliegen des Tatbestandes 
der Arbeitskräfteüberlassung angenommen. Auch 
wenn für die Klassifizierung als Werkvertrag an 
sich bereits die Kombination einzelner dieser Ele- . 
mente ausreichend sein mag, muß die Erfüllung 
sämtlicher aufgezählten Merkmale verlangt wer­
den, um der Erfahrung Rechnung zu tragen, daß 
häufig die Überlassung von Arbeitskräften den 
eigentlichen Zweck des Werkvertrages bildet. 

Z 1 des Abs. 2 'stellt darauf ab, daß von den 
Erfüllungsgehilfen des Werkunternehmers ein völ­
lig eigenständiges Werk erbracht wird oder diese 
an der Herstellung eines Werkes mitwirken, das 
sich von allen im Bestellerbetrieb gewöhnlich 
erbrachten. Leistungen deutlich abhebt. Eine Ein­
gliederung in die Produktion des Bestellerbetriebes 
unter dem Deckmantel der Erfüllung eines Werk­
vertrages soll ausgeschlossen werden. Die Rück-
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führbarkeit des Arbeitsergebnisses auf den Werk­
unternehmer als dessen Leistung verlangt vor allem 
die ihm hinsichtlich der Werkentstehung zukom­
mende Dispositionsgewalt. 

Zur Erreichung dieses Zieles tragen auch die 
Bestimmungen der Z 2 und 3 bei. Eine ergänzende 
Verwendung von M~terial oder Werkzeug des 
Werkbestellers, die in der Praxis aus Zweckmäßig­
keitsgründen oft unvermeidlich ist, wird zugestan­
den. Dasselbe gilt für Weisungen des Werkbestel­
lers, mit denen im Regelfall zu rechnen ist, zB die 
Zuweisung von Räumlichkeiten, die Einschärfung . 
besonderer Rücksichtnahme auf bestehende Ein­
richtungen, die Warnung vor Gefahrenquellen, 
schließlich auch vertraglich vereinbarte Spezifika­
tionen, wie etwa die Mitteilung von Wünschen hin­
sichtlich der farb lichen Gestaltung, die Auswahl 
unter mehreren möglichen Varianten (etwa welche 
Fliesen, Tapeten, Furniere Verwendung finden sol­
len) usw. Die zur Erstellung des Werkes erforderli­
chen fachlichen, organisatorischen und zeitlichen 
Dispositionen müssen jedoch beim Werkunterneh­
mer verbleiben. 

Durch das in Z 4 genannte Erfordernis der Haf­
tung des Werkunternehmers für den Erfolg der 
Werkleistung soll klargestellt werden,' daß der 
Unternehmer die Gefahr für das von ihm beige­
stelIte Material und für das Werk bis zur Über­
nahme trägt. 

Zu § 5: 

Abs. 1 enthält den allgemeinen Grundsatz, daß 
der Überlasser die Pflichten qes Arbeitgebers zu 
tragen hat. Diese Pflichten treffen ihn in vollem 
Umfang. Der besondere Hinweis auf die Einhal­
tung der sozialversicherungsrechtlichen V orschrif­
ten dient der KlarsteIlung, daß die daraus entsprin­
genden Pflichten ihn und nicht den Beschäftiger . 
treffen. Die Pflichten des Arbeitgebers entstehen 
für den Überlasser nur insoweit, als die überlassene 
Arbeitskraft in einem Arbeitsvertragsverhältnis zu 
ihm steht und nicht etwa auch dann, wenn nur ein 
arbeitnehmerähnliches Verhältnis gegeben ist. Die 
Pflichten des Überlassers ergeben sich dann aus der 
konkreten Gestaltung dieses Verhältnisses. 

Abs. 2 legt die örtliche Zuständigkeit der 
Gebietskrankenkasse fest, bei der die überlassene 
Arbeitskraft zu. melden ist. Sie richtet sich gemäß 
§ 30 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, 
BGBL Nr. 189/1955, grundsätzlich nach dem Ort, 
wo die Beschäftigung ausgeübt wird. In Abwei­
chung davon soll sich im Fall der Überlassung die 
Zuständigkeit stets nach dem Standort des Überlas­
serbetriebes bestimmen. 

Zu § 6: 

Abs. 1 normiert die Verpflichtung des Beschäfti­
gers zur Einhaltung der Arbeitnehmerschutzvor­
schriften. Sie schließt die strafrechtliche Verant-

wortung ebenso mit ein wie auch das Leistungsver­
weigerungsrecht der Arbeitskraft bei mangelhaften 
Arbeitnehmerschutzvorkehrungen. Nicht· mir für 
die öffentlich-rechtlichen Arbeitnehmerschutzvor­
schriften soll dies gelten, sondern auch für jene 
Fürsorgepflichten, die sich im allgemeinen aus 
einem Arbeitsverhältnis ergeben. Damit wird jeden­
falls eine gleiche Behandlung der überlassenen 
Arbeitskräfte mit jenen erreicht, die zum Beschäfti­
ger in einem Arbeitsverhältnis stehen, ohne daß es 
der Fiktion eines Arbeitsvertrages zwischeri dem 
Beschäftiger und der überlassenen Arbeitskrafv 
bedarf. 

Nach Abs. 2 soll den Überlasser die Pflicht tref­
fen, die Überlassung unverzüglich zu beenden, 
wenn er im Rahmen der Erfüllung seiner Obsorge­
pflichten Kenntnis erlangt, daß beim Beschäftiger 
die Arbeitnehmerschutz- und Fürsorgepflichten 
nicht eingehalten werden. \ 

Zu § 7: 

Durch Abs. 1 sollen die überlassenen Arbeits­
kräfte hinsichtlich ihrer haftpflichtrechtlichen Stei­
lung gegenüber dem Beschäftiger allen anderen 
Arbeitskräften des Beschäftigers gleichgestellt wer­
den. 

Abs. 2 stellt hinsichtlich allfälliger Regreßforde­
rungen von Sozialversicherungsträgern die überlas­
sene Arbeitskraft einem im Beschäftigerbetrieb täti­
gen Arbeitnehmer gleich. 

Zu § 8: 

Diese Vorschrift soll insbesondere dem Schutz 
der überlassenen Arbeitskräfte dienen. Gemäß 
Abs. 1 sollen Ansprüche der überlassenen Arbeits­
kräfte, welche ihnen auf. Grund ihrer bereits 
erbrachten Arbeitsleistungen nach Gesetz, Verord­
nung, Kollektivvertrag oder Betriebsvereinbarung 
zwingend zustehen, vertraglich nicht ausgeschlos­
sen werden können. 

Nach Abs.2 sollen Vereinbarungen zwischen 
Überlasser und Beschäftiger, welche gegen die 
Bestimmungen dieses Gesetzesentwurfes verstoßen, 
verboten sein. Dadurch soll sowohl der Abschluß 
solcher Vereinbarungen verhindert als auch die 
Durchsetzbarkeit daraus entspringender Forderun­
gen ausgeschlossen werden. Von dem Verbot sol­
len insbesondere Vereinbarungen erfaßt werden, 
welche bei entgeltlicher Überlassung der überlasse­
nen Arbeitskraft den Abschluß eines Arbeitsvertra­
ges für die Zeit nach der Beendigung der Überlas­
sung erschweren oder unmöglich machen. 

Zu § 9: 

Diese Bestimmung entspricht den analogen 
Regelungen im Arbeitsmarktförderungsgesetz und 
im Ausländerbeschäftigungsgesetz, BGBL 
Nr.218/1975. 
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Zu § 10: 

Durch Abs. 1 sollen der überlassenen Arbeits­
kraft für den Fall, daß keine kollektivvertraglichen 
Regelungen bestehen, unabdingbare Mindestan­
sprüche gewährleistet werden. Wegen der erhöhten 
Gefahr von Unregelmäßigkeiten bei Leihverhältnis­
sen ist auch ein Anspruch auf schriftliche Entgelt­
abrechnung vorgesehen (Abs. 1). 

Der Anspruch auf Entgeltfortzahlung nach dem 
Durchschnitt der letzten dreizehn Wochen (Abs. 2) 
soll sicherstellen, daß auch für den Fall, daß keine 
Beschäftigungsmöglichkeit oder nur eine in gerin­
. gere m Ausmaß gegeben ist, das Arbeitgeberrisiko 
nicht auf die überlassene Arbeitskraft überwälzt 
wird. Das im §. 11 Abs. 4 Z 1 vorgesehene Verbot 
der Einschränkung des Entgeltanspruches auf die 
Beschäftigungsdauer könnte ohne diese Absiche­
rung teilweise umgangen werden. Die mindestens 
14tägige Kündigungsfrist (Abs.5) dient ebenfalls 
dem Ziel der Vermeidung der Risikoabwälzung auf 
die Arbeitskraft. Darüber hinaus soll auch sicherge­
stellt werden, daß die Arbeitskraft nicht einseitig 
durch übermäßig lange Kündigungsfristen an den 
Überlasser gebunden wird. 

Abs. 3 verwirklicht für die Berechnung des Ent­
geltes der überlassenen Arbeitskräfte das Günstig­
keitsprinzip. Kollektivverträge und generelle 
betriebliche Arbeitsbedingungen im Beschäfti­
gungsbetrieb sollen diesbezüglich Anwendung fin­
den. Kollektivvertragliche Arbeitszeitregehingen 
für den Beschäftigerbetrieb sollen ebenfalls für die 
überlassenen Arbeitskräfte gelten. Damit soll die 
Umgehung derartiger Vereinbarungen durch die 
verstärkte Hereinnahme überlassener Arbeitskräfte 
zu wesentlich schlechteren Bedingungen verhindert 
werden. Diese Bestimmung ist auch geeignet, Wett­
bewerbsverzerrungen durch den Einsatz von Leih­
arbeitskräften zu vermeiden. 

Zu § 11: 

Abs. 1 enthält das Erfordernis eines schriftlichen 
Vertragsabschlusses zwischen dem Überlasser und 
der Arbeitskraft für die Überlassung. Die Schrift­
lichkeit erleichtert einerseits die Klarlegung der 
Willensübereinstimmung und andererseits die Fest­
stellung der getroffenen Vereinbarung, die Ausle­
gung des Vertrages und die Überprüfung durch die 
Behörde. Die Schriftform ist allerdings keine Gül­
tigkeitsvoraussetzung, sondern bloße Ordnungs­
vorschrift. Mit der Nichtigkeit des Vertrages wäre 
der Arbeitskraft nicht gedient, weil dann unter 
Umständen komplizierte bereicherungsrechtliche 
Probleme entstehen. 

Ein Verstoß gegen das Gebot des schriftlichen 
Vertragsabschlusses soll für den Überlasser . zur 
Folge haben, daß er mit einer hohen Geldstrafe 
rechnen muß und Gefahr läuft, daß ihm die Kon­
zession entzogen oder die Überlassung von Arbeits­
kräften untersagt wird. 

Abs. 3 legt den Mindestinhalt des Arbeitsvertra­
ges fest und bestimmt den Rahmen, der unabhängig 
von jeder konkreten Überlassung gilt. 

Jede zur Überlassung vorgesehene Arbeitskraft 
soll bereits bei Vertragsabschluß wissen, was sie 
ungefähr erwartet und womit sie rechnen kann 
bzw. muß. Besonders wichtig ist für die Arbeits­
kraft das zu erwartende Arbeitsentgelt, unabhängig 
von oft ungewissen konkreten Überlassungsmög­
lichkeiteri. Arbeitszeit, Art der Tätigkeit und regio­
naler Einsatzbereich bedürfen ebenfalls einer ver­
traglichen Einigung. 

Abs. 4 stellt vertragliche Regelungen, welche 
empfindliche Nachteile für die Arbeitskräfte brin­
gen könnten, unter Verbot. So würde die Beschrän­
kung des Entgeltanspruches auf die Verwendungs­
dauer im Beschäftigerbetrieb die überlassene 
Arbeitskraft gegenüber jeder anderen Arbeitskraft, 
die einen Entgeltanspruchunabhängig von der 
Arbeitsmöglichkeit hat, erheblich diskriminieren 
(Z 1). 

Die in Z 2 vorgesehene Einschränkung der Mög­
lichkeit, befristete Arbeitsverträge abzuschließen, 

. soll verhindern, daß die Dauer des Arbeitsvertrages 
von den vorhandenen Beschäftigungsmöglichkeiten 
bestimmt wird. Die Befristung ist nicht schlechthin 
ausgeschlossen; sie ist zulässig, sofern sie aus ande­
ren Gründen als denen der vorhandenen Beschäfti­
gungsmöglichkeit ausbedungen wird, dh. eine sach­
liche Rechtfertigung' etwa in der Person der 
Arbeitskraft findet. 

Das Verbot der Konkurrenzklausel (Z 4) kann 
von' entscheidender Bedeutung für das Fortkom­
men einer Arbeitskraft sein, da sie bei Bewährung 
im Beschäftigerbetrieb die Möglichkeit hat, unmit­
telbar nach Beendigung ihres Arbeitsverhältnisses 
zum Überlass er einen Arbeitsvertrag mit dem 
Beschäftigter zu schließen und die Vorteile eines 
festen Arbeitsplatzes zu genießen. Keine Arbeits­
kraft· soll durch Konkurrenzklauseln behindert 
werden können. 

Abs. 5 schränkt die Möglichkeit der Vereinba­
rung von Konventionalstrafen und Reugeld ein, um 
ein mit diesen Möglichkeiten zu schaffendes 
Druckmittel zur Erzwingung der Einhaltung unzu­
mutbarer Bedingungen hintanzuhalten. 

Zu § 12: 

Diese Bestimmung enthält die für die Sicherung 
der finanziellen Ansprüche der überlassenen 
Arbeitskräfte wichtige Regelung, daß der Beschäfti­
ger für diese entsprechend der in seinem Betrieb 
geleisteten Arb~it' als Bürge haftet. Im Sinne des 
§ 1355 ABGB kann der Beschäftiger erst dann 
belangt werden, wenn der Überlasser gerichtlich 
oder außergerichtlich gemahnt wurde. Eine 
gerichtliche Klage gegen den Überlasser ist nicht 
erforderlich. Nur für den Fall der Insolvenz des 
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Überlassers soll dies nicht gelten, weil das Insol­
venz-Entgeltsicherungsgesetz, BGB!. Nr. 324/ 
1977, diesbezüglich Vorsorge trifft. Dieser Entfall 
der Haftung soll jedoch nur dann eintreten, wenn 
die Befriedigung der finanziellen Ansprüche durch 
den Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds tatsächlich 
gewährleistet ist. 

Zu § 13: 

Die Mitteilungspflicht gemäß Abs. 1 Z 1 wird 
jeweils durch eine formlose schriftliche Mitteilung, 
die zumindest Angaben über die aufgezählten 
wesentlichen Umstände enthält, zu erfüllen sein. 
Die geforderte Angabe der ~ewöhnlichen Arbeits­
zeit soll die Möglichkeit, Uberstunden wie jede 
andere Arbeitskraft zu leisten, nicht beeinträchti­
gen. 

Die in Abs. 1 Z 2 vorgesehene Übermittlung 
einer Durchschrift dieser Mitteilung dient der Ver­
meidung eingehender Erhebungen der Sozialversi­
cherungsträger bei Überlassern und Beschäftigern 
und somit der Verwaltungsvereinfachung. 

In Ergänzung zu der im § 33 Abs. 1 ASVG idF 
der 41. Novelle, BGB!. Nr. 11111986, enthaltenen 
Verpflichtung des Arbeitgebers, dem Arbeitnehmer 
eine Meldebestätigung auszuhändigen, soll nach 
Abs. 1 Z 3 die überlassene Arbeitskraft in Berück­
sichtigung ihrer besonderen Situation ein Recht auf 
eine Bestätigung der auf Grund einer neuen Über­
lassung vorzunehmenden Änderungsmeldung 
haben. 

Abs. 2 soll gewährleisten, daß Arbeitskräfte und 
Beschäftiger im Falle der Untersagung oder der 
Endigung der Gewe'rbeberechtigung etwa durch 
Entziehung der Konze~sion oder Zurücklegung der 
Gewerbeberechtigung ehestens von den damit für 
sie verbundenen Folgen K:enntnis erhalten. 

Zu § 14: 

Für die gewerbsmäßigen Überlasser soll die lau­
fende Führung von Aufzeichnungen vorgesehen 
werden, um sowohl hinsichtlich der Ansprüche der 
Arbeitskräfte als auch der Beachtung der gesetzli­
chen Vorschriften genaue Aussagen treffen zu kön­
nen. Darüber hinaus können diese Daten auch 
Hinweise auf Entwicklungstrends des Arbeitsmark­
tes liefern und Anlaß für Schlußfolgerungen geben. 

Diesen Intentionen soll auch die Aufbewah­
rungspflicht für die Arbeitsverträge und die Mittei­
.Iungen über die konkreten Arbeitsbedingungen in 
jedem Einzelfall dienen, deren Dauer der Anre­
gung des Bundeskanzleramtes - Verfassungsdienst 
folgend in Angleichung an die handels- und gen os­
senschaftsrechtlichen Aufbewahrungsfristen mit sie­
ben Jahren bestimmt wurde. 

Die Fachgruppenzugehörigkeit der Beschäftiger 
ergibt sich aus dem Anhang zur Fachgruppenord­
nung, BGB!. Nr. 223/1947, zuletzt geändert durch 

das -Bundesgesetz BGB!. Nr. 35/1985. Die Fach­
gruppe des Beschäftigers ist dem Überlass er in der 
Regel bekannt und im übrigen leicht feststellbar. 
Um einen größeren administrativen Aufwand für 
den Überlasser zu vermeiden, soll auf die Anfüh­
rung der Wirtschaftsklasse des Beschäftigers ver­
zichtet werden. Die Wirtschaftsklasse des Beschäf­
tigers soll daher, auch um den Preis geringfügiger 
Ungenauigkeiten, weil keine hundertprozentige 
Deckungsgleichheit erziel bar ist, im Bedarfsfall 
(vg!. § 16) von der Arbeitsmarktverwaltung für die 
Aufbereitung von Daten und Entwicklungstrends 
auf dem Arbeitsmarkt im Wege statistischer Zuord­
nung festgestellt werden. 

Für die vorgesehenen Aufzeichnungspflichten 
werden zur einfacheren Handhabung von der 
Arbeitsmarktverwaltung entsprechende Vordrucke 
aufzulegen sein. Die halbjährliche Übermittlung 
der Aufzeichnungen an die Arbeitsmarktverwal­
tung soll die Durchführung der ihr durch den 
Gesetzesentwurf übertragenen Kontroll- und Über­
wachungsaufgaben gewährleisten. 

Zu § 15: 

Für die nicht konzessionspflichtigen gewerbsmä­
ßigen Überlasser soll eine Anzeigepflicht vorgese­
hen werden, um der Arbeitsmarktverwaltung einen 
Überblick und entsprechende Kontrollmöglichkei­
ten zu verschaffen. Die Anzeige der Überlassung 
von Arbeitskräften bildet eine Voraussetzung, um 
feststellen zu können, ob die gesetzlichen V or­
schriften eingehalten werden, und um erforderli­
chenfalls auch gezielte Maßnahmen ergreifen zu 
können. 

Zu § 16: 

Damit soll die Möglichkeit eröffnet werden, im 
Verordnungswege auf heute noch nicht genau 
abschätzbare ' nachteilige arbeitsmarktpolitische 
Entwicklungen der Arbeitskräfteüberlassung, insbe­
sondere in einzelnen Teilbereichen, angemessen zu 
reagieren. Im Hinblick auf die Rückwirkungen auf 
die gewerberechtlich konzessionierten Überlasser 
soll dem BundesmInister für Handel, Gewerbe und 
Industrie eine Mitkompetenz eingeräumt werden. 
Die zwingend vorgesehene Anhörung des gemäß 
§ 41 AMFG eingerichteten Beirates für Arbeits­
marktpolitik vor Erlassung einer Verordnung soll 
darüber hinaus der umfassenden Erörterung der 
Angelegenheit, insbesondere durch die Arbeits­
marktpartner, dienen und damit die Chance für die 
Herbeiführung eines Konsenses der maßgeblichen 
Sozial- und Wirtschaftskräfte in Österreich bieten. 

Durch die Hervorhebung einzelner charakteristi­
scher Abgrenzungsmerkmale soll eine flexible Ant­
wort auf die in ständigem Wandel befindlichen 
wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten 
erleichtert werden. 
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Die Erfahrungen mit der Arbeitskräfteüberlas­
sung in anderen Ländern zeigen, daß besondere 
Probleme meist in bestimmten fachlichen Bereichen 
auftreten oder bestimmte Gruppen von Arbeitskräf­
ten betreffen. Je na.::h Ausgangslage und zu erwar­
tender Entwicklung werden für den betroffenen 
Bereich die zulässige Beschäftigung überlassener 
Arbeitskräfte auf ein vertretbares Ausmaß einzu­
schränken (Abs. 1 Z 1) oder die Dauer ihrer 
Beschäftigung zu begrenzen sein (Abs. 1 Z 2). 

Wenn sich das Bedürfnis der Überlassung von 
Arbeitskräften von Österreich ins Ausland über 
Einzelfälle hinaus ergibt, soll die Möglichkeit 
bestehen, diese unter bestimmten Voraussetzungen 
ohne das Erfordernis einer Bewilligung (§ 17) 
zuzulassen (Abs. 1 Z 3). 

Im Hinblick auf die arbeitsmarktpolitische 
Bedeutung der Arbeitskräfteüberlassung soll ihre 
Einschränkbarkeit vom Anteil der überlassenen 
Arbeitskräfte an der Gesamtzahl der Beschäftigten 
in der Wirtschaftsklasse oder Berufsgruppe (Abs. 2 
Z 1) bzw. vom Verhältnis zur Arbeitslosigkeit im 
betreffenden Sektor (Abs. 2 Z 2) bestimmt werden. 

Die Unterlagen für eine allenfalls notwendige 
Verordnung sollen aus den Aufzeichnungen der 
Überlasser, die den Beruf der überlassenen Arbeits­
kräfte und die Fachgruppe der Beschäftiger ange­
ben müssen, gewonnen werden. Die angegebenen 
Berufe werden dabei vornehmlich nach "Berufs­
gruppen" oder "Berufsobergruppen" (Zusammen­
fassung mehrerer Berufsgruppen) im Sinne des 
Berufssystematischen Verzeichnisses zu ordnen 
sein. Unter Berufsgruppen im Sinne dieser Bestim­
mung sollen sowohl "Berufsgruppen" als auch 
"Berufsobergruppen" nach dem Berufssystemati­
schen Verzeichnis verstanden werden, weil in man­
chen Fällen die "Berufsgruppen" für eine sinnvolle 
arbeitsmarktpolitische Abgrenzung zu eng sein 
könnten. Hinsichtlich des Verhältnisses zwischen 
Fachgruppe und Wirtschaftsklasse wird auf die 
Erläuterungen zu § 14 verwiesen. 

Mit der Möglichkeit der Anregung zur Erlassung 
einer Verordnung seitens der gesetzlichen und auf 
freiwilliger Basis beruhenden Interessenvertretun­
gen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer soll eine 
bewährte Form der Initiierung von Maßnahmen im 
Verordnungswege auch, für diesen wichtigen 
Bereich vorgesehen werden. Es wird dadurch 
gewährleistet, daß den dringenden Bedürfnissen 
der Interessenvertretungen, die mit bestimmten 
Entwicklungen sehr früh und besonders nachhaltig 
konfrontiert werden, gebührende Aufmerksamkeit 
entgegengebracht wird (Abs. 3). 

Zu § 17: 

Diese Bestimmung soll den Einsatz überlassener 
Arbeitskräfte bei ausländischen Beschäftigern an 
die Voraussetzung knüpfen, daß der Schutz der 
Arbeitskräfte gewährleistet ist und auch keine 

arbeitsmarktpolitischen oder volkswirtschaftlichen 
Nachteile zu befürchten sind. 

Der Einsatz überlassener Arbeitskräfte durch 
einen inländischen Beschäftiger zur betriebseigenen 
Tätigkeit im Ausland, zum Beispiel zur Montage 
auf Baustellen des Beschäftigerunternehmens, soll 
keiner Bewilligungspflicht unterliegen, weil gene­
rell anzunehmen ist, daß der Schutz der Arbeits­
kräfte weiterhin gewährleistet ist und weder 
arbeitsmarktpolitische noch volkswirtschaftliche 
Nachteile eintreten. 

Auf Antrag des Überlassers soll insbesondere 
nach Anhörung der gesetzlichen und auf freiwilli­
ger Basis beruhenden Interessenvertretungen der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer vom zuständi­
gen Landesarbeitsamt die Bewilligung der grenz­
überschreitenden Überlassung erteilt werden kön­
nen. Dadurch soll sowohl eine ausreichende 
Berücksichtigung aller maßgeblichen Gesichts­
punkte und eine differenzierte Behandlung jedes 
Einzelfalles als auch ein stetiger Überblick über die 
Entwicklungstendenzen der grenzüberschreitenden 
Überlassung von Arbeitskräften gesichert werden. 
Bei einer Häufung grenzüberschreitender Überlas­
sungen wird die Möglichkeit einer Verordnungsre­
gelung zu prüfen sein. 

Abs. 3 verdeutlicht, daß Überlassungen aus dem 
Ausland nach Österreich unzulässig sind. Für die 
gewerbsmäßige Überlassung ergibt sich dieses Ver­
bot bereits zwingend aus § 51 der Gewerbeordnung 
'1973. Eine KlarsteIlung erscheint aber insofern 
zweckmäßig, als ausländischen Überlassern auch 
solche Überlassungen, die im Inland nicht der Kon­
zessionspflicht unterliegen, verwehrt sein sollen. 
Dadurch soll Umgehungen des Inländervorbehaltes 
für Überlass er vorgebeugt werden. Es ist ein wie­
derholt geäußertes gemeinsames Anliegen der 
Wirtschaftspartner, die Betätigung ausländischer 
Überlasser in Österreich ausnahmslos zu unterbin­
den. 

Zu § 18: 

Die Untersagungsmöglichkeit soll sicherstellen, 
daß den nicht konzessionierten Überlassern, die 
trotz Abmahnung wegen erheblicher oder wieder­
holter Pflichtverletzungen, insbesondere gegenüber 
einer Arbeitskraft, ihren Verpflichtungen wieder 
nicht nachkommen, die Berechtigung zur Überlas­
sung von Arbeitskräften zur Gänze entzogen wer­
den kann. Eine bloße Strafsanktion müßte als unge­
nügend empfunden werden, weil die erneute Bege­
hung von Delikten dadurch nicht ausgeschlossen 
werden kann. 

Zu § 19: 

Diese Bestimmung sieht die Zuständigkeit des 
Landesarbeitsamtes für die Erteilung der Bewilli­
gung der grenzüberschreitenden Überlassung, 
(§ 17) und für die Untersagungder Überlassungstä-
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tigkeit (§ 18) vor. Die Stellungnahmen der gesetzli­
chen und freiwilligen Interessenvertretungen der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sowie die Anhö­
rung des zuständigen Arbeitsinspektorates und des 
Verwaltungsausschusses beim Landesarbeitsamt 
sollen zu einer umfassenden Grundlage für die Ent­
scheidung beitragen und die Berücksichtigung 
wichtiger sozialer und gesellschaftlicher Interessen 
ermöglichen. Im Untersagungsverfahren soll auch 
das zuständige Arbeitsinspektorat gehört werden, 
um näheren Aufschluß über allfällige Verletzungen 
der Arbeitnehmerschutzbestimmungen zu erhalten. 
Vor einer Berufungsentscheidung des Bundes'mini­
sters für soziale Verwaltung soll der Beirat für 
Arbeitsmarktpolitik angehört werden. 

Im Hinblick auf die im Gesetzesentwurf enthal­
tenen, zu einer Untersagung der ÜberL:lssungstätig­
keit führenden Gründe, die jedenfalls nachteilige 
Auswirkungen auf weitere Überlassungen haben, 
soll nach Abs. 5 die aufschiebende Wirkung bei 
Berufungen gegen die Untersagung ausgeschlossen 
werden. 

Zu § 20: 

Neben den Dienststellen der Arbeitsmarktver­
waltung sollen gemäß Abs. 1 vor allem auch die 
Arbeitnehmerschutzbehörden und die Träger der 
Sozialversicherung entsprechend ihren Zuständig­
keiten die Einhaltung der Bestimmungen dieses 
Gesetzesentwurfes überwachen. 

Der Arbeitsinspektion sind durch das Arbeitsin­
spektionsgesetz 1974, BGBI. Nr. 143, im allgemei­
nen alle für eine solche Überwachung notwendigen 
Kontrollmöglichkeiten und Befugnisse gegenüber 
Arbeitgebern eingeräumt. Außer der Arbeitsinspek­
tion nach dem Arbeitsinspektionsgesetz 1974 kom­
men als Überwachungsbehörden noch das Ver­
kehrs-Arbeitsinspektorat nach dem Verkehrs­
Arbeitsinspektoratsgesetz, BGBl. Nr. 99/1952, und 
die Bergbehörde nach dem Berggesetz 1975, BGBl. 
Nr. 259, in Betracht. 

Durch die Übertragung der im Abs. 2 enthalte­
nen Befugnisse soll eine wirksame und lückenlose 
Kontrolle gewährleistet werden. 

Die Befugnisse gemäß Abs. 3 sollen die Möglich­
keit bieten, die tatsächlich beschäftigten Arbeits­
kräfte und deren Arbeitsbedingungen festzustellen 
sowie die Kenntnis der der Arbeitskräfteüberlas­
sung zugrunde liegenden Vertragsvereinbarungen 
zu erlangen. 

Zu § 21: 

Abs. 1 soll sicherstellen, daß neben den Organen 
des Bundes, der Länder und Gemeinden, die bereits 
auf Grund des Art. 22 B-VG zur Amtshilfe ver­
pflichtet sind, auch alle öffentlich-rechtlichen Kör­
perschaften im Rahmen ihres Wirkungsbereiches 
zur Hilfestellung· bei der Erfüllung der im 

Gesetzesentwurf vorgesehenen Aufgaben beizutra­
gen haben. Besondere Bedeutung wird dabei der 
Mitwirkung der Träger der Sozialversicherung und 
der gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeit­
geber und der Arbeitnehmer zukommen. 

Abs. 2 soll die im Hinblick auf das im Daten­
schutzgesetz, BGBI. Nr. 565/1978, verankerte 
Grundrecht auf Datenschutz erforderliche gesetzli­
che Grundlage für die Weitergabe von Daten, die 
zur Vollziehung des Gesetzesentwurfes unerläßlich 
sind, bieten. 

Zu § 22: 

Abs. 1 Z 1 enthält jene Straf tatbestände, deren 
Erfüllung in jedem Fall als schwerer Verstoß gegen 
die gesetzlichen Bestimmungen angesehen werden 
muß. Damit die drohende Strafsanktion wirklich 
wesentlich zur Vermeidung gesetzwidriger Über­
lassungen beiträgt, muß sie insbesondere im Wie­
derholungsfall deutlich spürbare finanzielle Aus­
wirkungen haben. Ohne eine empfindliche Min­
deststrafe kann bei diesen Delikten eine präventive 
Wirkung nicht erwartet werden. Für Verstöße 
gegen das Arbeitsmarktförderungsgesetz waren 
bereits bisher Mindeststrafen vorgesehen (vgl. 
§ 48 AMFG). Der breite Strafrahmen soll' eine 
unterschiedliche Gewichtung der einzelnen Tatbe­
stände je nach den Umständen im konkreten Ein­
zelfall ermöglichen. 

Abs. 1 Z 2 hat die Aufgabe, eine reibungslose 
Überwachungstätigkeit der Behörden sicherzustel­
len. Wer die Wahrnehmung der Überwachungs auf­
gaben behindert, indem er seinen gesetzlichen Ver­
pf�ichtungen nicht nachkommt, soll durch nam­
hafte Geldbußen an seine Pflichten erinnert wer­
den. 

Abs. 2 soll keineswegs zur Milderung der Geld­
strafen anregen. Vielmehr sollen die oft beträchtli­
chen Erträge aus der Überlassungstätigkeit auch 
bei der Festsetzung der Strafen Berücksichtigung 
finden und zu entsprechend hohen Geldbußen 
Anlaß geben. 

Abs. 3 entspricht der Regelung des bisherigen 
§ 48 Abs.3 AMFG, wobei die Zitierung des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes dem geänderten 
Rechtsbestand angepaßt werden soll. 

Zu Art. 11: 

Zu Z 1: 

Wie bereits bisher soll die Überlassung von 
Arbeitskräften als Vermittlung gelten, wenn der 
Überlasser nicht die Pflichten des Dienstgebers 
trägt. Die derzeitig noch geltende Formulierung 
des § 9 Abs. 4 AMFG hat große Auslegungsschwie­
rigkeiten hervorgerufen (vgl. die Ausführungen im 
Allgemeinen Teil). Mit dem ausdrücklichen Abstel­
len auf die Pflichten des Dienstgebers sollte es 
möglich sein, eine Grauzone zwischen der Überlas-
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sung von Arbeitskräften im Sinne des Arbeitskräfte­
überlassungsgesetzes und der nach dem AMFG 
verbotenen Arbeitsvermittlung durch Private zu 
verhindern. Insbesondere sollen die vom Geltungs­
bereich des Gesetzesentwurfes ausgenommenen 
Überlassungen bei Verletzung der jeden Arbeitge­
ber treffenden Pflichten gegenüber den Arbeits­
kräften dem Vermittlungsverbot des AMFG unter­
liegen. 

ZuZ2: 

Mit der Neufassung des § 48 AMFG soll einer­
seits klargestellt werden, daß diese Bestimmungen 
nur zur Anwendung kommen sollen, wenn die Tat 
nicht bereits gerichtlich oder nach. Art. I des Ent­
wurfes (§ 22) strafbar ist und andererseits der Straf­
rahmen auf das für die schwerwiegendsten Verlet­
zungen der Vorschriften des Art. I vorgesehene 
Maß angehoben werden, um eine wirksame, die 
wirtschaftlichen Interessen des Gesetzesbrechers 
spürbar berührende Strafsanktion sicherzustellen. 

Der neue Abs. 2 entspricht dem bisherigen Abs. 3 
unter Berücksichtigung der Tatsache, daß an die 
Stelle des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1958 
das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 getreten 
ist. Die im bisherigen Abs. 2 enthaltene Regelung 
der Verjährungsfrist erscheint im Hinblick auf die 
eindeutige Bestimmung des § 31 Abs. 2 des Verwal­
tungsstrafgesetzes, BGBI. Nr. 172/1950, entbehr­
lich. 

Zu Art. III: 

ZuZl: 

Zur betriebsverfassungsrechtliclfen Absicherung 
der Rechte der überlassenen Arbeitskräfte erscheint 
es erforderlich vorzusehen, wem gegenüber die 
Organe der Arbeitnehmerschaft im Beschäftigerbe­
trieb ihre Befugnisse wahrnehmen können. Sofern 
Mitwirkungsbefugnisse für überlassene Arbeits­
kräfte bestehen, wie im Falle längerer Beschäfti­
gung im Beschäftigerbetrieb, sollen die im Abs. 2 
aufgezählten Befugnisse den Organen der Arbeit­
nehmerschaft im Beschäftigerbetrieb auch gegen­
über dem Arbeitgeber dieser Beschäftigten, also 
dem Überlasser, zustehen, es sei denn, daß diese 
von Organen der Arbeitnehmerschaft im Überlas­
serbetrieb wahrgenommen werden können oder 
ausschließlich die Rechtssphäre des Betriebsinha­
bers des Beschäftigerbetriebes berührt ist. Wenn 
der Beschäftiger allein die Rechtshandlungen setzt, 
die zum Einschreiten des Betriebsrates Anlaß 
geben, soll natürlich nur dieser belangt werden. 
Das gegenseitige Informationsrecht soll eine 
gedeihliche Zusammenarbeit der Organe der 
Arbeitnehmerschaft im Beschäftigerbetrieb und im 
Überlassungsbetrieb zum Nutzen der überlassenen 
Arbeitskräfte wie auch der übrigen Arbeitnehmer 
ermöglichen. 

ZuZl: 

Diese Bestimmung soll vor allem die Berücksich- . 
tigung der Interessen der Stammbelegschaft des 
Betriebes ermöglichen. Der Betriebsrat soll in die 
Lage versetzt werden, Verhandlungen mit dem 
Betriebsinhaber über wesentliche mit der Beschäfti­
gung überlassener Arbeitskräfte verbundene Fragen 
zu führen. Zu denken wäre etwa an die Festlegung 
von Höchstquoten für die Beschäftigung überlasse­
ner Arbeitskräfte im Betrieb oder in bestimmten 
Abteilungen, Vereinbarungen über die Beschäfti­
gung überlassener Arbeitskräfte nur in bestimmten 
Abteilungen bzw. der Verzicht auf die Beschäfti­
gung überlassener Arbeitskräfte· in bestimmten 
Abteilungen, die Festlegung von Höchst- oder 
Mindestfristen für die Beschäftigung überlassener . 
Arbeitskräfte, Vereinbarung der Zustimmungs­
pflicht bei Überschreiten bestimmter Quoten oder 
Fristen usw. Wenn über derartige Fragen keine 
Einigung erzielt werden kann, soll die Befassung 
der Schlichtungsstelle möglich sein. 

ZuZ3: 

Diese Bestimmung sieht ein umfassendes Infor­
mations-, Beratungs-, Überwachungs- und Inter­
ventionsrecht für den Betriebsrat hinsichtlich der 
Beschäftigung von überlassenen Arbeitskräften vor, 
wie es im Prinzip bereits anläßlich der Beschlußfas­
sung des § 99 Arbeitsverfassungsgesetz beabsichtigt 
war. In den Erläuternden Bemerkungen zur Regie­
rungsvorlage (840 Blg. NR XIII. GP, S 84 und 85) 
wird ausgeführt: "Unter Einstellung ist jedenfalls 
der Abschluß des Arbeitsvertrages, im Falle einer 
Beschäftigung ohne Arbeitsvertrag der Zeitpunkt 
der Aufnahme der Beschäftigung im Betrieb zu ver­
stehen (zB Leiharbeitnehmer)." Da dieses Recht in 
der Praxis bisher umstritten war, soll es nunmehr 
ausdrücklich im Gesetz verankert werden. 

Zu Z4: 

Diese Änderung soll die Mißachtung der in 
Art. III Z 3 des Entwurfes eingeräumten Rechte 
unter Strafsanktion stellen und damit die Beach­
tung dieser Vorschriften gewährleisten. 

Zu Art. IV: 

Hier wird die Konzessionspflicht für die 
gewerbsmäßige Überlassung von Arbeitskräften 
festgelegt. 

Im einzelnen ist folgendes zu sagen: 

Zu Z 1: 

Die Befähigungsnachweisverordnung für das neu 
konzessionierte Gewerbe der Überlassung von 
Arbeitskräften soll vom Bundesministerium für 
Handel, Gewerbe und Industrie. im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für soziale Verwaltung 
eriassen werden. 
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Bis zum Inkrafttreten der Befähigungsnachweis­
verordnung ist der Befähigungsnachweis auf Grund 
der Regelung des § 376 Z 9 Abs. 1 GewO 1973 zu 
beurteilen. 

Zu Z2: 

Hier wird lediglich die Einordnung des neu kon­
zessionierten Gewerbes in die Liste der konzessio­
nierten Gewerbe vorgenommen. 

Zu Z3: 

Bei der Einbeziehung der Überlassung von 
Arbeitskräften in die Konzessionspflicht wurde von 
folgenden Grundsätzen ausgegangen: 

1. Verwendung der gleichen Begriffe wie im 
Arbeitskräfteüberlassungsgesetz. 

2. Der Zugang zu diesem Gewerbe soll nur 
Österreichern offenstehen (wie konzessio­
nierte Waffengewerbe, allerdings ohne Aus­
nahmemöglichkeit, die durch die nächste 
Gewerbeordnungs-Novelle generell eliminiert -
werden soll). 

3. Konzessionserteilung durch den Landes­
hauptmann nach Anhörung des jeweiligen 
Landesarbeitsamtes (erste Instanz) bzw. 
durch den Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für soziale Verwaltung 
(zweite Instanz). Das Landesarbeitsamt bzw. 
der Sozialminister wird insbesondere zur Ein­
haltung der dem Schutz der Arbeitskräfte die­
nenden Vorschriften, in erster Linie des 
Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes, Stellung 
zu nehmen haben. 

4. Anhörungsrecht für die Landeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft und die Kammer für 
Arbeiter und Angestellte. 

5. Die Ausnahmen von der Konzessionspflicht 
sind auf das Arbeitskräfteüberlassungsgesetz 

abgestellt; hiezu kommen noch Ausnahmen, 
die sich aus der wirtschaftlichen Praxis erge­
ben und die auch arbeitsmarktpolitisch min­
der relevant sind. Unter vorübergehenden 
Überlassungen sollen grundsätzlich nur kurz­
fristige Überlassungen verstanden werden, die 
einen unvorhersehbaren dringenden Bedarf 
an Arbeitskräften" in einem Unternehmen des­
selben Geschäftszweiges überbrücken. 

6. Im Rahmen der Zuverlässigkeitsprüfung soll 
der Gewährleistung' der Einhaltung der 
arbeitsrechtlichen Vorschriften besonderes 
Gewicht zukommen. 

Zu Z4: 

Die Übergangsbestimmungen sollen sicherstel­
len, daß in Hinkunft die gewerbsmäßige Überlas­
sung von Arbeitskräften nur mehr auf Grund dies­
bezüglicher Konzessionen ausgeübt werden darf. 

ZuZ5: 

Der neue Abs. 11 des § 22 GewO 1973 macht 
eine Ergänzung der Vollziehungsklausel der GewO 
1973 zugunsten des Bundesministeriums für soziale, 
Verwaltung erforderlich. 

Zu Art. V: 

Die Möglichkeit der Erlassung von Verordnun­
gen oder Bescheiden ab dem Tag nach der Kund­
machung des Gesetzesentwurfes soll die admini­
strative Bewältigung der mit der Umstellung auf ein 
neues Regelungssystem zwangsläufig verbundenen 
AufgabensteIlungen erleichtern. 

Die Zuständigkeit für die Vollziehung des Geset­
zesentwurfes ergibt sich aus dem Wirkungsbereich 
der Bundesministerien nach dem Bundesministe­
riengesetz 1986, BGBI. Nr. 76. 
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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Fassung des Entwurfes 

Arbeitsmarktförderungsgesetz 

§ 9. (4) Als Tätigkeit im Sinne des Abs. 1 gilt des weiteren auch die Zurverfü­
gungsstellung von Arbeitskräften an Dritte, sofern demjenigen, der die Arbeits­
kräfte zur Verfügung stellt, diesen gegenüber dienstgeberähnliche Befugnisse 
zukommen, ohne daß. er entsprechende Pflichten, insbesondere das wirtschaftli­
che Wagnis, auf längere Dauer und unabhängig davon übernimmt, ob eine 
Beschäftigung nachgewiesen werden kann. 

, . 
§ 48. (1) Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmung des § 9 Abs. 5 dieses 

Bundesgesetzes werden, sofern die Tat nicht nach anderen Vorschriften einer 
strengeren Strafe untefliegt, von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafen 
von 5000 S bis 20000 S, im Wiederholungsfalle von 10000 S bis 40000 S 
bestraft. 

(2) Die Verjährungsfrist (§ 31 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes - VStG 
1950, BGBL Nr. 172) für Verwaltungsübertretungen gemäß Abs. 1 beträgt sechs 
Monate. 

(3) Die Eingänge aus den gemäß Abs. 1 verhängten Geldstrafen fließen dem 
Reservefonds gemäß § 64 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1958 zu. 

§ 9. (4) Als Tätigkeit im Sinne des Abs. 1 gilt auch die Überlassung von 
Arbeitskräften zur Arbeitsleistung an Dritte, sofern der Überlasser nicht die 
Pflichten des Arbeitgebed trägt. 

§ 48. (1) Wer eine auf Arbeitsvermittlung gerichtete Tätigkeit ausübt, die 
gegen dieses Bundesgesetz (§ 9) oder andere gesetzliche Bestimmungen verstößt, 
begeht, sofern die Tat weder eine in die Zuständigkeit der Gerichte fallende 
noch eine nach dem Arbeitskräftc~überlassungsgesetz, BGBI. Nr. xxx, strafbare 
Handlung bildet, eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe von 
10 000 S bis 50000 S, im Wiederholungsfall von 20000 S bis 100000 S zu 
bestrafen. 

(2) Die Eingänge aus den gemäß Abs. 1 verhängten Geldstrafen fließen dem 
Reservefonds gemäß § 64 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, BGBI. 
Nr. 609, zu. ' 

Arbeitsverfassungsgesetz 

Adressat der Rechte de~ Organe d~r Arbeitnehmerschaft 

§ 39 a. (1) Die sich aus diesem Bundesgesetz ergebenden Rechte der Organe 
der Arbeitnehmerschaft richten sich an den Betriebsinhaber, sofern nicht anderes 
bestimmt ist. 

(2) Für im Betrieb beschäftigte Arbeitnehmer gemäß § 36, die im Rahmen 
einer Arbeitskräfteüberlassung tätig sind, kann das zuständige Organ der Arbeit-
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Geltende Fassung . Fassung des Entwurfes 

nehmerschaft des Betriebes des Beschäftigers unbeschadet der Interessenvertre­
tung gegenüber dem Betriebsinhaber folgende Befugnisse gegenüber dem Arbeit­
geber dieser Beschäftigten gelten machen, soweit ausschließlich Rechte und 
Pflichten im Beschäftigerbetrieb betroffen sind; 

1. Einbehaltung und Abführung der Betriebsratsumlage an den Betriebsrats-
fonds des Beschäftigers (§ 73 Abs. 3); 

2. Überwachung der Einhaltung von Rechtsvorschriften (§ 89); 
3. Intervention (§ 90); 
4. Zustimmungsrecht zu Maßnahmen (§ 96 Z 1 und 4 und § 100),; 
5. Abschluß von Betriebsvereinbarungen (§ 97 Abs. 1 Z 1, 3 und 6); 
6. Mitwirkung bei Versetzungen (§ 101); 

~~~~~~---j7~. Mitwirkung bei Verhängung von Disziplinarmaßnahmen (§ 102); 

, 
\' 

Betriebsvereinbarungen 

§ 97. (1) Betriebsvereinbarlingen im Sinne des § 29 können in folgenden Ange­
legenheiten abgeschlossen werden: 

1. ..... 

2 ..... . 

Mitwirkung bei der Einstellung von Arbeitnehmern 

, § 99. (1) bis (4) 

8. Informations-, Stellungnahme- und Anfechtungsrechte bei Kündigungen 
und Entlassungen (§§ 105, 106). 

(3) Bestehen im Betrieb des Arbeitgebers funktionsfähige Organe der Arbeit­
nehmerschaft, 'die in anderen Betrieben beschäftigte Arbeitnehmer vertreten, so 
stehen den Organen im Beschäftigerbetrieb die Befugnisse gemäß Abs, 2 Z 2, 3, 
4, 7 und 8 nicht, gemäß Abs. 2 Z 5 und 6 nur insoweit zu, als solche Maßnahmen 
des Arbeitgebers ausschließlich im' Beschäftigerbetrieb wirksam werden. Die 
Organe im Beschäftigerbetrieb und im Arbeitg~berbetrieb sind aber zur gegen­
seitigen Information in Angelegenheiten des Abs. ,2 berechtigt. 

Betriebsvereinbarungen 

§ 97. (1) Betriebsvereinbarungen im Sinne des § 29 können in folgenden Ange­
legenheiten abgeschlossen werden: 

1. 
1 a. Grundsätze der betrieblichen Beschäftigung von Arbeitnehmern, die im 

Rahmen einer Arbeitskräfteüberlassung tätig sind, einschließlich der Fest­
legung von Mitwirkungsrechten des Betriebsrates bei der regelmäßigen 
betrieblichen Beschäftigung solcher Personen; , 

2. 

Mitwirkung bei der Einstellung von Arbeitnehmern 

§ 99. (1) bis (4) 

(5) Der Betriebsrat ist vor der beabsichtigten Aufnahme oder Beendigung der 
Beschäftigung von überlassenen Arbeitskräften zu informieren, auf Verlangen ist 
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Geltende Fassung 

Strafbestimmungen 

§ 160. (1) Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen der §§ 55 Abs. 3, 73 
Abs. 3, 85 Abs. 3, 99 Abs. 3 und 4, 103, 104 Abs. 1, 108 Abs. 2, 115 Abs. 4 und 
117 Abs. 1 bis 4 und den hiezu edassenen Durchführungsbestimmungen sind, 
sofern die Tat nach anderen Gesetzen nicht einer strengeren Strafe unterliegt, 
von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 15.000 S zu ahn­
den. 

(2) Verwaltungsübertretungen nach Abs. 1 sind nur zu verfolgen und zu 
bestrafen, wenn im Falle 

1. 

2. der §§ 73 Abs. 3, 99 Abs. 3 und 4, 103, 104 Abs. 1 und 117 Abs. 1 bis 4 der 
Betriebsrat, 

3. 

Fassung des Entwurfes 

eine Beratung durchzuführen. Von der Aufnahme oder Beendigung einer sol­
chen Beschäftigung ist der Betriebsrat unverzüglich in Kenntnis zu setzen. Es ist 
ihm Einsicht in die arbeits~ und sozialversicherungsrechtlichen Grundlagen die­
ser Beschäftigung zu gewähren. Die §§ 89 und 92 sind anzuwenden. 

Strafbestim~ungen 

§ 160. (1) Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen der §§ 55 Abs. 3, 73 
Abs. 3, 85 Abs. 3, 99 Abs. 3, 4 und 5, 103, 104 Abs. 1, 108 Abs. 2, 115 Abs. 4 und 
117 Abs. 1 und 4 und den hiezu erlassenen Durchführungsbestimmungen sind, 
sofern die Tat nach anderen Gesetzen nicht einer strengeren Strafe unterliegt, 
von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 15 000 S zu ahn­
den. 

(2) Verwaltungsübertretungen nach Abs. 1 sind flur zu verfolgen und zu 
bestrafen, wenn im Falle 

1. 

2. der §§ 73 Abs. 3, 99 Abs. 3, 4 und 5, 103, 104 Abs. 1 und 117 Abs. 1 bis 4 
der Betriebsrat, 

3. 
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